
Stenographischer Gericht
der

sechsten Sitjimg Des LanDtages zu Laibach
am 4 . December 1 8 6 5 .

A nw esende : V o r s i t z e n d e r :  Freiherr v. C o  b e l l i ,  Landshauptmann in Kram. —  R e g i e r »  i i g s  - K o m 
m i s s ä r e :  Se.  Ercellenj Freiherr v. B a ch , k. k. S ta ttha lte r; Landcsrath R o t h .  —  Sämmtliche M itglieder 
mit Ausnahme S r. fürstbischöflichen Gnaden D r. W i d m e r ,  dann der Herren Abgeordneten D e r b i t s c h ,  
G o l l o b ,  J o m b a r t  und K o s l e r .  —  S c h r i f t f ü h r e r :  Abg. D r. C osta.

Tagesordnung: 1. Lesung des Sitzungs-Protokolles vom 1. Dezember 1865. — 2. Antrag auf Abänderung des §. 1 des Gesetzes über 
das Moorbrcnnen. —  3. Bericht des Landesausschuffcs über die Drucklegung des slovenisch-deutschc» Theiles des Wolf'schen W örterbu
ches. —  4. A ntrag  den Verkauf des Munkendorfer Mauthhauses betreffend. — 5. Antrag auf Herrichtung des Dachstnhles auf dem Redouten- 
gcbäude. —  6. Antrag auf Genehmigung des Verkaufes einer N a tio n a l-A n lchens-O b liga tion  pr. 200 fl. von Scire der Gemeinde 
Feistritz. — 7. V ortrag  über ein Gesuch der Gemeinde K ra inburg um Bew illigung einer 30%  resp. 20%  Umlage auf die direkten 
und indirekten S teuern, dann einer Hundesteuer. — 8. V ortrag  über ein Gesuch der Gemeinde Kronau um Bew illigung des V er
kaufes einer Waldparzellc. —  9. V ortrag  über ein Gesuch der Gemeinde Prevoje um Bew illigung einer 100%  Umlage auf die 

direclen Steuern. — 10. V ortrag  über ein Gesuch der Gemeinde T ra ta  um B ew illigung eines 22%  Zuschlages.

Beginn der Sitzung 10 Uhr 24 Minuten.
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Präsident:
Ich  constatire die Beschlußfähigkeit der hohen Ver

sammlung und eröffne die Sitzung. Ich  ersuche den Herrn 
Schriftführer das Protokoll der letzten Sitzung vorzulesen.

(Schriftführer v. Langer verliest dasselbe. Nach der 
Verlesung.)

Is t  gegen die Fassung des Protokolles etwas zu 
bemerken? (Nach einer Pause.) Wenn nichts dagegen 
bemerkt w ird , so ist das Protokoll als richtig anerkannt.

Ich  gebe m ir die Ehre, dem hohen Hause zur 
Kenntniß zu bringen, daß der Petitionsausschuß sich con- 
stituirt und den Freiherr» o. Zois zum Obmanne, den 
Herrn Brolich zum Schriftführer ernannt hat.

Ich  habe weiters die Herren M itglieder des F i
nanzausschusses einzuladen, sich heute Nachmittags um 
5 Uhr zu einer Sitzung einznfinden.

Weiters ist m ir durch den Abgeordneten D r. Toman 
ein Gesuch des Steueroffizials Blechschmidt um eine Re
muneration übergeben worden.

Nachdem der Petitionsausschuß constituirt ist, werde 
ich es demselben zuweisen.

Es ist mittlerweile eine A. h. fü r das Land Kram 
sehr erfreuliche Entschließung herabgelangt. Ich stelle 
nun an das hohe Haus die Ansiage, ob diese A. h.

V I. Sitzung.

Entschließung heute mitgetheilt werden darf, als Nachtrag 
zum Rechenschaftsberichte, da sie nicht an der Tagesord
nung steht.

Ich bitte jene Herren, welche damit einverstanden 
sind, sich gefälligst zu erheben. (Geschieht.) Ich ersuche 
den Herrn D r. Suppan diese A. h. Entschließung vorzulesen.

Abg. Dr. Suppan: (Liest)

„ I m  Nachhange zum Rechenschaftsberichte §. 13 
beeilt sich der Landcsausschuß dem hohen Landtage die 
erfreuliche und erhebende Nachricht mitzutheilen, daß in 
Ansehung des dort erwähnten Antrages die Ordnung der 
Geldverhältnisse des Gruudentlastungs-Fondes betreffend, 
eine Note des k. k. Landesrcgierungs - Präsidiums ddo. 
30. November d. I .  Z. 2688 folgenden Inha ltes  ein
gelangt sei:

Laut hohen Finanzministerial-Erlasscs vom 26. l. M .  
Z . 54473 werden in Gemäßheit der Allerhöchsten E n t
schließung vom 12. November l. I .  auf die Dauer der 
Verlosung der krainischen Grundcntlastungs-Obligationen 
jährlich zur Deckung der jeweiligen Abgänge beim Grundcnt- 
lastungsfonde unverzinsliche Staatsvvrschüssc gegen dem be
williget werden, daß die bis 1896 anwachsende bezügliche 
Schuldenlast des FondeS an die RcichSfinanzen von da
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6 8  Mittsseil. eines Fin.M in. Erlasses unoerjinSl. Vorschüsse an ras Land f. d. G.E.F. betreffend.—Antraz wegen Abänder, d. Gesetz, d. Moorbrennens.

ab, in sechs auf einander folgenden Jahren , mittelst wo 
möglich, gleichen Raten abgetragen werden. Für daS Jahr 
1866 w ird ein solcher Vorschuß m it 60.000 fl. in den 
Staatsvoranschlag eingestellt. (B ra v o , B ra vo !)

Ich  habe die Ehre dem löblichen Landesausschusse 
hievon unter Beziehung auf die geschätzte Note vom 4. A p ril 
l. I .  Z . 553, deren Beilagen in '/. zurückfolgen, in 
Kenntniß zu setzen".

D a  dieser Allerhöchste Gnadenact auf die Anträge 
des Comites, welches zur P rüfung deö Rechenschafts
berichtes niedergesetzt wurde, einen wesentlichen Einfluß 
zu nehmen geeignet ist, so stellt der Landesausschuß den 
A n tra g :

s,Der hohe Landtag wolle beschließen: Es sei obige 
Note dem erwähnten Comite zur Berücksichtigung bei der 
seinerzeitigen Antragstellung über den Rechenschaftsbericht 
zuzuweisen".

Präsident:
Wünscht Jemand das W o r t?

Abg. Freiherr v. Apfaltrernr
Ich  bitte um das W ort. Ich erlaube m ir den 

Antrag zu stellen: D as hohe HauS wolle seinen Dank 
fü r diese A. h. Gnade durch eine angemessene Manifesta
tion an die Stufen des Thrones zu erkennen geben.

Präsident:
Wünscht noch Jemand das W o r t? (Nach einer 

Pause.) Wenn Niemand daS W ort ergreift, so bringe 
ich den Antrag des Baron Apsallrern zur Abstimmung, 
und ersuche jene H erren , welche damit einverstanden sind, 
sich zu erheben. (Geschieht.) E r ist einstimmig angenom
men. Nun muß ich aber auch über den Antrag abstim
men lassen, daß dieser Gegenstand dem Counts, welcher 
zur P rüfung des Rechenschaftsberichtes getvählt wurde, 
zu überweisen sei.

D er Antrag des Landesansschusses lautet: (Liest 
denselben.) Jene Herren, welche damit einverstanden stub, 
bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r ist angenommen.

W ir  kommen nun zur Tagesordnung.
Erster Gegenstand derselben is t : Antrag auf Ab

änderung des §. 1 des Gesetzes über das Moorbrennen, j
Ich  ersuche den H errn  Referenten D r. B leiweis um 

den dießsälligen Vortrag.

Berichterstatter D r . Bleiweis: (liest) 

„ H o h e r  L a n d t a g !
Am 12. Jänner b, I .  hat die k. k. Landwirthschast- 

Gcsellschast ein Gesuch mehrerer Moorgrundbesitzer um aus
nahmsweise Bew illigung zum Moorbrcnncn im heurigen 
Frühjahre bis zum 15. M a i vorwortlich dem Landesaus- 
schnsse überreicht, weil sie die gegründete Besorgniß hegte, 
daß in Folge des im verflossenen Herbste wegen anhal
tender Regengüsse unmöglich gewordenen Brennens einem 
großen Theile der Moorgrnndbesttzer wirklicher Nothstand 
drohe.

Dieses Gesuch hat der Landesausschuß der k. k. 
MorastentsumpsungScommission, welche durch lokalen A u 
genschein im vorigen Sommer die Riede festgestellt ha t, 
welche im Herbste hätten gebrannt werden sollen, und 
sohin auch in Kenntniß sein mußte, ob sic gebrannt wor
den sind oder nicht, zur Begutachtung übergeben.

D ie k. k. Morastentsumpsungscommission hat m it

Note vom 31. Jänner d. I .  Z . 2 unter Vorlage eines 
speziellen Ausweises der Riede, welche zum Abbrennen 
im verflossenen Herbste commisstonell bestimmt worden sind, 
berichtet, daß im Ganzen eine Fläche von 8100 Joch 
zum Abbrennen bestimmt wurde, daß aber davon kaum 
der hundertste Theil wegen anhaltender Regengüsse und 
zeitwciscr Ueberschwemmung gebrannt, auch andere von 
der Commission beabsichtigte nothwendige Entsumpfungs
arbeiten nicht zur Durchführung gebracht werden konnten.

Haben die Moorgrnndbesttzer —  bemerkte die k. k. 
Morastentsumpsungscommission —  schon im Jahre 1864 
durch außergewöhnliche Elementarereignisse, deren sich die ä l
testen Leute nicht erinnern, großen Schaden erlitten, so 
steht ihnen fü r das Jahr 1865 noch ein größeres Un
glück bevor, wenn sie die ausgewiesene große Fläche im 
Frühjahre nicht abbrennen dürften, weil in solchem Falle 
bis zum kommenden Herbste dieser Grund und Boden öde 
und ertragslos liegen bleiben müßte. M i t  Hinblick auf 
diese Thatsache erklärte die Morastentsumpsungscommission 
daS Moorbrennen an den bezeichneten Rieden im Früh
jahre 1865 bis zum 15. M a i , in welcher Beschränkung 
auch keine andere landwirthschaftliche Rücksicht gefährdet 
sei, als eine unbedingte Nothwendigkeit sowohl im I n 
teresse der betheiligten Moorgrundbesitzer als auch im I n 
teresse der Morastcultur überhaupt, in weiterem Verfolge 
aber auch aus Rücksichten fü r die Approvisivnirnng der 
S tad t Laibach und ihrer Umgebung, indem durch viele 
Moorgrundproducte der Bedarf an Nahrungsmitteln für 
dieselbe gedeckt wird.

Indem sonach die k. k. Morastentsumpftingscommis- 
sion die ausnahmsweise Bewilligung des Moörbrenncns 
fü r das Frühjahr 1865 m it der Beschränkung bis zum 
15. M a i und unter Beibehalt der übrigen im Gesetze vom 
Jahre 1863 festgesetzten Modalitäten ans das angelegent
lichste befürwortete, stellte dieselbe mit Hinblick aus die 
Möglichkeit, daß sich solche außerordentliche W irterungs
ereignisse in der Herbstzcit auch in Zukunft wiederholen 
könnten, den weiteren Antrag, daß der Landcsansschuß in 
der nächsten Landtagssession eine dießbezügliche M o d ifi
cation des Landesgesetzes über das Moorbrennen vom 
Jahre 1863 erwirken möchte.

I n  Erwägung aller dieser Gründe, welche die k. k. 
Morastentsumpsungscommission im Einklänge m it der k. k. 
Landwirthschaftgesellschaft sowohl ans lokalen alö auch 
öffentlichen Rücksichten geltend gemacht hat, —  dann in 
weiterer Erwägung, daß die In ten tion  bed Gesetzes nicht 
sein kann, die Morastcultur zu gefährden, sondern viel
mehr dieselbe zu heben, daß daher der hohe Landtag ei
nem Vorgehen des Landesauöschuffes, durch welches eine 
große Anzahl der Mvorgrundbesitzer dem Nothstände ent
rissen w ird , ohne daß nach einer andern Seite hin ein 
Nachtheil hervorgerufen werden würde, seine Gutheißung 
nicht versagen dürste, hat sich der Landesausschuß im 

. Wege der k. k. Landesregierung an das hohe Staatöm i- 
nisterium m it der B itte  gewendet, Allerhöchsten Ortes er
wirken zu wollen, daß unter der mehrbesagten Beschrän
kung und dem Beibehalt der übrigen gesetzlichen M oda li
täten fü r das Frühjahr 1865 in der Zeit bis zum 15. M a i 
daS Moorbrennen ausnahmsweise gestattet werde.

Seine k. k. Apost. Majestät haben m it A llerh. E n t
schließung vom 13. M ärz d. I .  aus Grund der darge
stellten Nothwendigkeit ausnahmsweise zu bewilligen ge
ruh t, daß die von Seite der Morastentsnmpftiiigscommis- 
sion zum Abbrennen im Herbste 1864 bestimmten M oo r
gründe unter Ausrechthaltung aller übrigen Bestimmun
gen des Landesgesetzes vom 23. J u l i  1863 im Frühjahre



und zw ar b is zum 15. M a i  1865 abgebrannt werden 
d ü rfen , und zugleich Allerhöchst angeordnet, daß diese 
V erfügung  dem Landtage in der nächsten Session zur 
K enntniß gebracht werde.

D a  der Landesausschuß m it Hinblick aus die E r 
fahrungen  im J a h re  1 8 6 4  vollkommen die Ansicht der k. k. 
M orastentsum pfüngscom m ission theilt, daß die im §. 1 
deS Landesgesetzes vom 23 . J u l i  1863 nur au f den Herbst 
beschränkte B rennzeit un ter allen Umständen zur Bestel
lung der Feldwirthschaft au f den M oorgründen nicht ge
nüge, und daß im Gegentheile wirklich die Nothwendigkeit 
des B ren n en s der M oorgründe auch im F rüh jah re  ein
treten könne, so stellt er nachstehenden A n trag :

D e r hohe Landtag wolle beschließen:
1. D em  Einschreiten des Laudesausschusses um die 

E rw irkung der Allerhöchsten G enehm igung, daß im ver
flossenen F rüh jah re  die M oorgründe abgebrannt w urden, 
w ird die nachträgliche G enehm igung ertheilt.

2. D e r  §. 1 des Gesetzes zur Regelung des B re n 
nens der M oorgründe am  Laibacher M oraste vom 23. 
J u l i  18 63  w ird dahin abgeändert:

„ „ D a s  B rennen  der M oorgründe ist in der Regel 
in der Z eit vom 16. August b is Ende Oktober jeden 
J a h re s  an  ganzen Riede» oder größeren M orastslächen 
n u r un ter der Leitung der Entsumpfnugs-Lokglcommisston 
und un ter genauer B efolgung der von ihr getroffenen A n
ordnungen gestattet. I n  außerordentlichen, durch E le- 
menlarereigiüsse bedingten F ällen  hat die k. k. M orasten t- 
sumpfuiigs-Lokalcommission das R echt, das M oorbrennen 
unter den folgenden gesetzlichen M odalitä ten  a u sn a h m s
weise auch im F rü h ja h re , jedoch n iem als über den 15. 
M a i  h inau s zu gestatten.

3. D e r  Landesausschuß wird beauftragt, die erfor
derlichen S ch ritte  zu th u n , daß das so abgeänderte Lan- 
deögesetz die Allerhöchste G enehm igung erha lte"".

P räsident:
Ich  eröffne nunm ehr die G eneraldebatte über den so 

eben vernomm enen V o rtrag  des Landesausschusses.
Je n e  H e rre n , welche das W ort zu ergreifen w ü n 

schen, bitte ich, sich zu melden.

Abg. Kromcr:
Ich  bitte um  d as W ort.

Präsident:
D e r H e rr  Abg. K rom er hat das W ort.

Abg. Kromer:
Ic h  g laube, w enn die vom hohen Landtage ent

worfenen Gesetze beim Volke Achtung habe», wenn sie au f 
dessen soziale Verhältnisse einen gedeihlichen Einfluß neh
men sollen, so müssen sie n u r m it Berücksichtigung des 
wirklich obwaltenden Bedürfnisses und nach genauer A b
w ägung der bestehenden thatsächlichen Verhältnisse ent
w orfen , dann  aber ohne genügende Ursache weder aufge
hoben, noch abgeändert werden.

A ls  in  der 36 . S itzung  des L andtages vom Ja h re  
18 63  d as  M oorbrennen  wiederholt zur S prache kam, 
haben sich eben über die Z eitperiode, in welcher dieses- 
B rennen  gestattet werden so ll, verschiedene Ansichten gel
tend gemacht. D e r  damalige Ausschuß ha t hiefür die 
Periode vom 16. August b is 15. S eptem ber jeden J a h re s  
b ean trag t; allein einzelne M itglieder des hohen H auses 
w aren  der Anschauung, daß diese Z eit doch nicht vollkom
men genüge, sondern daß sie um l/2 allen falls um einen

M o n a t  erweitert werden müsse. D er ant weitesten gehende 
A ntrag  w ar jener des verehrte» H errn  Abg. O bresa , w el
cher nämlich dahin ging , es sei den Besitzern der M o o r
gründe fü r das alljährliche B renne»  die Frist vom 16. 
A ugust b is Ende O ctober zu gestatten.

D agegen  hat der Ausschuß durch seinen Berichter
statter H e rrn  D r . BleiweiS au f das Lebhafteste protestirt 
und insbesondere geltend gemacht, daß nach allen bishe
rigen E rfahrungen  die Frist vom 16. A ugust bis Ende 
O ctober durchaus nicht erforderlich sei.

H e rr  L an d esh au p tm an n , ich erlaube m ir die be
treffende S te lle  dieser M otiv irung  vorzulesen: (L iesl)

„M eine H e rr e n ! der vom Ausschüsse beantragte T e r
min ist nicht etw a nach der Theorie eines gelehrteit K ör
pers festgestellt w orden, sondern er ist daö R esu ltat m ehr
facher Versam m lungen von M oorgrundbesttzern, darun ter 
die ausgezeichnetsten derselben mit dem größten Besitze 
nicht gefehlt h a b e n , sie haben sich mit dieser Frist von 
4  Wocken vollkommen einverstanden erklärt. D em  H errn  
Abg. O bresa stelle ich daher die M einungen und die zu 
Protokoll gegebenen Versicherungen der andern M o o r- 
gruitdbesitzer entgegen. Ich  würde mich einer V erlänge
rung  dieses T erm ines auch noch hinneige», w enn an u n 
serem M oorgrunde m it seinen 3 4 .0 0 0  Joch noch so viele 
Riede in prim itiven Zustande w ä re n , a ls  in früherer 
Z eit" .

W eiters hat er gesagt: (L iest) „D ie  Landw irth
schaftsgesellschaft hat zu diesem Behufe (nämlich zur Fest
stellung der Frist), wie ich schon bemerkt habe, mehrere 
M oorgrundbesitzer deS Bezirkes Umgebung Laibachs zu 
einer Versammlung zusammenberufen. E s  ist später 
auch von der Landesregierung eine solche Versam mlung 
zusammenbernfen worden. I n  neuester Zeit ist über A uf
trag  des hohen Landtages eine Ausschußsitzung abgehal
ten w orden, wozu Sachverständige berufen worden sind. 
D azu  sind z. B . H e rr P e tr iö  von Loog, H e rr  Sence von 
Laverza, H err M alitsch und H err D r. O re l hier und 
mehrere andere beigezogen worden. I n  allen diesen S itzun
gen und Versam mlungen ist der Ansspruch gemacht w or
den, daß der T erm in  vom 16. August b is 15. S ep tem 
ber hinreiche.

M eine H erren , wenn w ir zurück blicken, wie in 
der neuesten Z eit das M oorbrennen gehandhabt w ird , so 
werden w ir sehen, daß nicht einmal diese Z eit noth
wendig sei, indem int vorigen J a h re  daS ganze M o o r
brennen in 3  Wochen abgethan worden ist".

D a s  w a r die damalige Erklärung des H errn  B e 
richterstatters im N am en des ganzen Ausschusses. E s  ha
ben sich also drei Commissionen mit Zuziehung von E x 
perten einstimmig dafür ausgesprochen, die Z eit vom 
16. August bis 15. Septem ber jeden J a h re s  sei fü r d as  
alljährliche M oorbrennen vollkommen genügend.

Dessenungeachtet hut der Landtag die Besitzer der 
M o o rg rü n d e . in  deren möglichst freien C u ltiv iru n g  nicht 
beirren wollen und ihnen bereits dam als die F rist vom 
16. August b is Ende O ctober jeden Ja h re S  g e w ä h rt; 
und diese Frist soll nach einem kaum zw eijährigen B e 
stände des Gesetzes nun  auch nicht zureichend sein?

D en A nlaß hiefür findet der verehrte L an d esaus- 
schnß in den außergewöhnlichen Ereignisse» des J a h re s  
1 8 6 4 ; allein er selbst erklärt j a ,  daß m an sich a n  derlei 
E lem entar - Ereignisse schon seit Menschengedenken nicht 
zu erinnern wisse. —  W enn nun in der kurzen Zeit die 
fü r das M oorbrennen noch benöthigt w erden dürste, 
derlei Ereignisse sich wiederholen sollten , so w ird der
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Landesausschuß auf eine Weise Abhilfe treffen können, 
wie er dieß im vorigen Jahre gethan hat.

Ich  glaube jedoch, es wäre weder nothwendig noch 
angezeigt, deßhalb das ganze Gesetz abzuändern.

Wenn w ir aus diesem Grunde in eine Aenderung 
des Gesetzes eingehen, so dürfte die Ausnahme zur Regel 
werden, fahrlässige Grundbesitzer werden jeden noch so 
unbedeutenden Witterungswechsel dazu benützen, um 
das Moorbrennen vom Herbste aufs Frühjahr zu verschie
ben, und dann wird nicht nur im  Herbste, sondern auch 
im  Frühjahre der drückende Q ua lm  und Geruch des 
Moorbrennens ganz unnothwendig über die Hauptstadt 
gelagert sein.

Ich bin daher gegen den zweiten Antrag des A us
schusses.

Abg. M ullcy:
Ich bitte um das W ort. Ich erachte die Ansicht 

des H errn  Vorredners bekämpfen zu müssen. A lles strebt 
nach Fortschritt und Ungebundenheit. Gewerbe, Handel 
und Industrie ertragen keine Schranken. Ich sehe keinen 
gerechtfertigten G rund, warum mau die Ockonomie auf 
eine solche A rt und Weise unter die Vormundschaft stellen 
soll, warum man der freien Ausübung des Wirthschafts- 
betricbes eine solche Beschränkung auferlegen w ill. D ie 
Lage der Oekonomie ist nicht gar so günstig, sie steht 
unabänderlich unter der Vormundschaft der Schöpfung. 
Bereits sind 5 —  6 Jahre dahin geschwunden, wo man 
annehmen kann-, daß die Ernte-Aussichten wirklich, wenn 
nicht mißlich, so doch im Allgemeinen mittelmäßig sind.

Ich  erachte, daß in dieser Beziehung den Landwir
then, keine solche Hemmung auferlegt werden soll. D ie 
Zeit des Brennens ist ohnehin beschränkt, sie dauert nur 
einige Wochen. D ie Fälle, die der Ausschuß sich zum Anhalt 
gemacht hat, sind ohncdieß nur in den allerwenigsten und 
dringlichsten exceptionellen Fällen begründet. Ich erachte 
daher, nachdem der Landmann mit Steuerlasten auf eine 
bedeutende Weise bereits angegriffen ist, daß man ihm 
diese freie C ultur nicht weiter hemmen solle.

Wenn w ir weiter in Erwägung ziehen, daß bei 
anderen Gewerben ohnehin derartige Beschränkungen von 
Seite der Behörden nicht S ta tt finden, so würde ich erach
ten , daß dem Antrage des Ausschusses jedenfalls S ta tt 
gegeben werden solle; nur möchte ich m ir zum Punkt 2 
eine Ausnahme erlauben. Nachdem die Gefahr fü r die 
benachbarten Besitzer, namentlich bei dem Abbrennen im 
Frühjahre nicht verkannt werden kann, nachdem derartige 
Bewilligungen nur zu den crtrcmstcn zählen sollen, so 
würde ich, ohne der Morastentsumpfungs-Commission im 
entferntesten nahe treten zu wollen, doch den Antrag stel
len: „daß nebst der Bew illigung der Morastentsumpfungs- 
Commission fü r solche exceptionelle Fälle auch die Zustim
mung des Landesausschusses erforderlich wäre". Im  A ll-  

emeinen aber würde ich vollkommen fü r die Anträge des 
andcsausschusses stimmen.

Abg. Guttman:
Ich bitte um's W ort.

Präsident:
Abg. Guttman hat das W ort.

Abg. Guttman:
Ich  war in der letzten Sitzung des Landtages, als 

dieser Gegenstand zur Sprache kam , auch gegen das 
übermäßige Moorbrcnncn.

Ich  habe diesen Gegenstand von dem Standpunkte 
vertreten, welcher zunächst die Bewohner Laibachs betrifft, 
und habe bemerkt, daß der große Rauch, welcher durch 
mehrere Monate über die S tadt sich lagert, nicht allein 
aufs gemächliche Leben der Bewohner, sondern auch auf 
die Frequenz der Fremden eine nachtheilige Wirkung 
ausübt.

D er löbliche Landcsausschuß hat, wie bekannt, vo
rigen Jahres diesen Gegenstand so ziemlich in meinem 
S inne vertreten, nachdem er sich geäußert hatte, es ge
nüge eine Zeit von 6 Wochen zum Abbrennen des Moores.

Dieser Ausspruch ist, wie w ir  vernommen haben, 
gegründet auf den Ausspruch von Experten, u. z. von 
solchen M ännern, die in landwirthschaftlicher Beziehung 
maßgebend sind.

Meine Herren! W er das heurige Jahr in Laibach 
mitgemacht har, der wird gefunden haben, daß w ir schon, 
so zu sagen, über TagS in ägyptischer Finsterniß gestanden 
sind, und daß bei sonst mondhellen Nächten die Finsterniß 
derart w a r, daß sogar die Stadtbeleuchtung angezündet 
werden mußte.

W er sich nun erinnert, welcher Rauch durch die 
ganze Zeit bestanden und wie lästig er allgemein gewirkt 
hat, der w ird, glaube ich, wohl nicht fordern können, 
daß das Abbrennen deö Moores gegen das Interesse der 
Bewohner Laibachs, welche denn doch auch Steuerträger 
sind, indem sie die Hauszinsstcuer zahlen, in  das Ueber* 
mäßige getrieben werde.

Ich  werde m ir als Vertreter der S tad t Laibach 
mindestens den V o rw u rf nicht machen w o lle n , daß ich 
neben den Interessen der Moorbesitzer nicht auch zugleich 
die Bewohner Laibachs im Auge hatte.

Ucbrigens bin ich ganz einverstanden m it dem An
trage des Landesausschusses und dem Antrage des Herrn 
Abg. Krom er, welcher dahin lautet „es soll der zweite 
Abschnitt dieses Antrages fallen gelassen werden, und 
es soll jenes Gesetz aufrecht bleiben, welches erst feil 
zwei Jahren sein Dasein herleiter.

Präsident:
Wünscht noch Jemand zu sprechen?

Abg. Deschinann:
Ich bitte um das W ort. D e r H err Abg. M u llcy  

hat fü r die freieste Bewirthschaftung des Moores das 
W o rt ergriffen. Nach dem bisherigen Gesetze über das 
Moorbrennen scheint doch die Absicht des hohen Landta
ges die gewesen zu sein, daß dem übermäßigen M oorbren
nen ein E inhalt geschehe. Es waren bloß die ausgedehnteren 
Riede, besonders jene Riede, welche erst der C ultur un
terworfen werden sollen, auf die man Rücksicht genom
men hat, und zu deren Bewilligung die besondere Ge
nehmigung der Morastentsnmpfungscommission eingeholt 
werden sollte, und bezüglich deren, namentlich diese be
stimmte Frist festgestellt worden ist.

Es ist gewiß auch ein volkswirthschaftliches I n 
teresse, daß durch jenes Moorbrennen, wie eS leider in 
einem unbeschränkten Maße geübt w ird , nicht die frucht
bare Gleba immer mehr und mehr vermindert, und endlich 
wieder »euer Morast geschaffen werde.

Ich bitte nun Rücksicht darauf zu nehmen, daß 
durch ein ungehindertes Brennen der T o rf immer niederer 
gelegt und dadurch der nochmaligen Versumpfung desselben 
T hü r und Thor geöffnet w ird. Ich halte daher den Antrag, 
daß das Moorgesetz in dem S inne uämlich, daß das M o o r
brennen mehr fü r größere Riede gestattet werden so ll,



gewiß fü r  eine sehr zweckmäßige und weise Verfügung des 
hohen Landtages. Ich  glaube jedoch-ji daß die Ereeutive 
jenes Gesetzes sehr v ie l zu wünschen übrig läßt. J ,n  
verflossenen Som m er hatte man Gelegenheit zn beobachten, 
daß das M oorbrennen an allen Enden des M oores ge
üb t wurde. Ich  kann unmöglich glauben, daß fü r jedes 
einzelne Brennen die B e w illig u n g  der Morastentsumpsungs- 
commission eingeholt w u rde ; ich habe öfters aus diesen 
ausgedehnten Flächen Spaziergänge gemacht und mußte 
zu meinem Leidwesen gewahr werden, daß das M oo rbren
nen in  einem M aß e geübt wurde, daß dadurch sogar 
das E igenthum  der benachbarten Besitzer im hohen Grade 
gefährdet wurde. E s  brannten nicht nu r Moorstrecken, 
sondern es brannten auch Brücken, die ans Faschinen 
angelegt sind, und die von den einzelnen Besitzern darum 
m it großen Kosten erhalten werden, um ihre Grundstücke 
leichter zu bewirthschaften. Ueberhaupt sind in  dieser B e 
ziehung, so v ie l ich mich erinnere, im  Gemeinderathe K la 
gen geführt w o rden , daß dießsallö gar keine Aussicht ge
fü h rt werde. S o l l  das Gesetz wirklich einen W erth  fü r 
die Bevölkerung haben, so muß auch bei der Ereeutive 
desselben strenge vorgegangen werden, und in dieser B e 
ziehung erlaube ich m ir, an jene O rgan e , denen dießsallö 
die Aussicht zusteht, die B itte  zu richten, daß das Ge
setz, welches der hohe Landtag gegeben ha t, m it der E r 
w e ite rung, welche nun ebenfalls in  Aussicht steht, strenge 
gehandhabt werde.

Präsident:
Wünschen der H e rr  Berichterstatter noch das W o rt?

Abg. D r. Costa:
Ich  bitte um das W o rt. Gerade jene G ründe, 

m it welchen der H e rr Abg. K rom er die Ablehnung des 
2. Absatzes des A ntrages des Landesausschusses be
gründet ha t, gerade diese G ründe sprechen meiner Ansicht 
nach da fü r, daß dieser 2. Absatz vom hohen Landtage 
angenommen werden solle.

Gesetze, sollen sie in  das Rechtsbewußtsein des 
Volkes dringen, müssen genau und vollständig unter allen 
Umständen gehandhabt werben. D ie  gesetzgebende Ge
w a lt kann in  einzelnen Fä llen  sich irre n , sie kann in  ein
zelnen Fällen der Voraussicht aus Ereignisse entbehren, 
welche im  Lause der Z e ir eintreten und Abänderungen 
der Gesetze nothwendig machen. W enn aber derartige 
Ereignisse eintreten, dann soll die gesetzgebende G ew a lt 
nicht säumen, dasjenige zu thu n , was "nothwendig ist, 
um die Handhabung eines Gesetzes in  jedem Falle zu 
ermöglichen.

D e r H e rr Abg. K rom er hat nicht geläugnet, daß 
der F a ll vorhanden w a r ,  eine Ausnahme vom Gesetze 
über das M oorbrenneu im  vorigen Jah re  zu bew illigen, 
er hat auch nicht geläugnet, daß derartige Fälle in  Z u 
kunft wieder eintreten können, und er w e is t nu r daraus 
h in , daß dann der Landesausschuß jenen W eg einschlagen 
möge, welchen er im  verflossenen F rühjahre eingeschlagen 
hat.

Ic h  glaube, das ist nicht der W eg, um das Rechts
bewußtsein im  Volke zu erha lten, daß ist nicht der Weg, 
um jene Aehtung vor dem Gesetze erreichen zu machen, 
welche der H e rr Abg. Krom er wünscht.

N ich t, daß das Gesetz im  zweiten Jah re  abgeän
dert w ird ,  sondern daß ein Gesetz besteht, welches mög
licher Weise jedes J a h r ,  jedes zweite J a h r ,  sei es auch 
jedes 10. J a h r  umgangen werden muß. D a s  ist dasje
n ige , w as das Rechtsbewußtsein im  Volke irre  führen 
würde.

Also gerade diese G ründe, welche der H e rr Abg. 
K rom er angeführt ha t, scheinen m ir dafür zu sprechen, 
daß dem Antrage des Landesausschusses S ta t t  gegeben 
werde.

Ic h  glaube aber auch, daß die vom Abg. Kromer 
ausgesprochene Befürchtung, es möchte diese Ausnahme 
zur Regel werden, es möchte dann fortwährend auch im 
Frühjahre M o o r gebrannt werden, nicht zu besorgen stehe, 
wenn diejenigen O rgane, welche dazu berufen sind, das 
Gesetz auch handhaben werden, und wenn das Amende
ment des Abg. M u lle y ,  dem ich mich vollkommen an
schließe, angenommen w ird : daß nickt die M orastent- 
sumpsungscommission fü r sich allein, sondern stets nu r im  E in 
vernehmen m it dem Laudesausschusse derartige ausnahm s
weise B ew illigungen zu ertheilen hat. D a s  sind zwei 
Körperschaften, welche das Gesetz strenge vor dem Auge 
haben werden; welche die im  abgeänderten GefttzeSpara- 
graphe selbst festgesetzten Bedingungen der außerordentli
chen durch Elementarereignisse bedingten Fälle sich vor 
Augen halten werden.

E s  hat also der Vertreter der S ta d t Laibach auch 
im  Interesse der Bewohner der S ta d t Laibach gegen die
sen A ntrag des Landeöausschusses sprechen zu müssen ge
glaubt. N u n , ich vertrete hier im  Landtage nicht die 
S ta d t Laibach, kann aber auch fü r mich geltend machen, 
daß ich in  meiner S te llung  die Interessen der S ta d t und 
der Bewohner möglichst zu wahren als meine P flich t an
sehe, und von diesem Standpunkte au s , kann ich den 
Ansichten des Abg. der S ta d t Laibach durchaus nicht bei
pflichten, denn es mag wohl unangenehm sein, wenn sich 
der Rauch über eine S ta d t la g e rt; dennoch dürften die 
Bewohner der S ta d t «Laibach einsehen, daß nicht das 
M oorbrennen allein daran Schuld ist, wenn es bei der 
Nacht finster ist. (Heiterkeit.) Auch dürfte der H e rr 
Abg. der S tad t Laibach so g u t, wie ich es wissen, daß 
fü r  die S ta d t Laibach noch v ie l wichtigere und größere 
Interessen bestehen, als ein etwas übler Geruch. E s  be
steht das Interesse der V e rp rov ian tiru ng , und der V e r
treter der S ta d t Laibach w ird  es zugeben, daß gerade der 
M oras t die Kornkammer der S ta d t Laibach ist. Ich  muß 
sagen, daß die S ta d t Laibach vielfach schlechter bestellt 
w ä re , wenn nicht der M orast m it seiner ergiebigen A u s 
beute da w äre, ich muß sagen, daß die so steuerüberbür
deten Bewohner dieser S ta d t und die Landbewohner in  
v ie l traurigeren Verhältnissen wären, wenn nicht der M o 
rast m it seinem Rauche da w äre, ich muß also im  I n 
teresse der S ta d t selbst dafür sprechen, daß eö gesetzlich 
gestattet werde, in F ä llen , welche die gesetzgebende G e
w a lt bei der Erlassung des ersten Gesetzes nicht vorge
sehen hatte, das Brennen in  gesetzlicher Weise auch aus
serhalb der dort bestimmten Periode vorzunehmen. W a s  
endlich der Abg. aus der S ta d t Jd ria  vorgebracht ha t, 
das kann und muß ich vollständig befürworten. E s  ist 
nothwendig, daß das Gesetz, so wie jedes Gesetz, strenge 
gehandhabt werde. D ie  Morastentsumpsungseommission 
scheint aber durch diesen V o rw u rf nicht getroffen zu wer
den, w e il ja  der Morastentsumpftingseommission bekannt
lich die M it te l der Ereeutive fehlen. D ie  M orastent- 
sumpftingseommission hat sich lediglich an die betreffenden 
O rgane, die Bezirksäm ter, an den M ag is tra t der S ta d t 
Laibach dießsalls zu wenden.

N un muß ich mich aber auch a ls  C icero p ro  domo 
gegen den V o rw u r f des Abg. Deschmann verwahren, als 
ob gerade den M ag is tra t der S ta d t Laibach in  dieser 
Richtung ein Verschulden trä ft.  Ic h  habe im  Gemein
derathe eine dießsällige K lage gegen den M ag is tra t der



Stabt Laibach nie gehört und es ist bem Abg. Deschmaiin 
gewiß sehr gut besannt, baß ber M agistrat nicht bas ein
zige Ereentivorgan über bas Moorbrennen ist. Es ist 
m ir auch nicht besannt, baß im Pomerio ber S tab t Lai
bach irgenb eine Brücke zu Schaben gekommen wäre, unb 
ich mochte bafür gut stehen, baß vielleicht zwei ober brei 
Fälle bie einzigen waren, wo ohne Bewilligung besM a- 
gistrates gebrannt würbe. S o  viel darüber, was bie 
Sache i m Pomerio ber S tab t Laibach be trifft, bte V e r
tretung a u ß e r h a l b  derselben babe ich nickt. Schließlich 
befürworte ick den Antrag des Ausschusses mit dem Amen
dement beS Abg. M ulle». (B ra vo !)

Abg. Kromcr:
Ich bitte um das W ort zu einer kurzen Gegenbe

merkung.
Ich habe gegen eine Aenberuug beS Gesetzes über 

bas Morastbrennen vorerst aus bem Grunde protestirt, 
weil dieses Gesetz erst im Jahre 1863 aus Grund des 
Ausspruches dreier Commissionen, ber Experten, der 
Moorgrnndbesitzer selbst, unb m it allseitiger Zustimmung 
dieses hohen Landtages zu Staube kam, daher jedenfalls 
reiflich erwogen wurde.

Ich habe zweitens aus dem Grunde protestirt, weil 
seit bent Zustandekommen dieses Gesetzes zu dessen Aenbe- 
ruitg fein' genügender Anlaß geboten war.

Wenn voriges Jah r ein Ausnahmsfall eingetreten 
ist, so w ar er nach betn Ausspruche unseres LanbeSaus- 
schiisses so außergewöhnlich, baß selbst die ältesten Leute 
sich eines äbnlichen Falles nicht zu erinnern wissen, unb 
wenn w ir für derlei außergewöhnliche Fälle immer beson
dere Gesetze schaffen müßten, so würbe bie ganze Gesetz
gebung in eine endlose Kasuistik gerathen.

Präsident:
Wünscht ltoeb Jemand das W ort?  (Nach einer 

Pause.) D er Berichterstatter hat das W ort.

Berichterstatter D r . Blciweis:
Ich  habe nicht viel zu bemerken. D er H err Abg. 

M ulley und D r. Costa haben fü r die Annahme der A n 
träge des Landesattsschttsses gesprochen unb zwar so über
zeugend, baß ich mich in einer weitern Debatte über die
sen Gegenstand, bett w ir bereits feit 3 Jahren am Land
tage haben, nickt mehr glaube anslassen zu sollen. N ur 
hätte icb in Bezug auf eine Bemerkung des Herrn Abg. 
Stomer etwas zu entgegnen. E r glaubt, baß sich die 
ältesten Leute eines solchen Ereignisses nicht erinnern kön
nen ; ganz recht! Aber dieses Ereigniß kann wieder kom
men, unb bte Leute werben bann zum zweiten M ale  sa
ge», baß sie sich dessen schon lange nicht erinnern.

D as ist die M o tiv irnng  gewesen, welche bett Aus
schuß bewogen hat, int Einverständniß mit der Morast- 
entsuntpfnngseommission fü r solche unvorhergesehene Fälle 
bett Antrag zu stellen.

Gegen die Bemerkung beS Herrn Abg. Guttman 
hätte ick nur bas zu erwähnen, baß ich mich nicht zu 
irren glaube, wenn ich sage, daß w ir keinen so warmen 
Fürsprecher für bas Movrbremten int Frühjahre gehört 
haben, als eben bett Herrn Abg. Guttman.

W ir  haben eben diesen Antrag ans Rücksicht bet 
Nothwendigkeit gestellt. Ich glaube daher, baß der H err 
Abg. Guttm an, wenn er auf feine Rede im vorigen 
Jahre zurückblickt, demselben wird beistimmen können.

D er Lanbeöansfchnß, so viel ich nämlich Umfrage 
gepflogen habe, ist nicht gegen das Amenbement des Ab
geordneten M ulle».

N ur würbe ich bent h. Hanse bas zur Erwägung 
geben, ob, nachdem im ganzen Lanbesgesetze über bas 
Moorbrennen der Lanbesausschttß hierbei keine Jngerenz 
hat, dadurch nicht baS Gesetz überhaupt in etwas a lterirt 
würde. Weitere Bemerkungen habe ich bießfalls nicht 
zu machen.

Präsident:
D ie Generaldebatte ist geschlossen. W ir  kommen 

nnnmehr zur Spezialdebatte. Der erste Antrag des Lan- 
besattsichttsseS geht dahin, „baß betn Einschreite» bes 
Lanbesattsschnsses um bte Erwirkung der Allerhöchsten 
Genehmigung: baß int verflossenen Frühjahre bie M oor- 
gründe abgebrannt wurden, die nachträgliche Genehmi
gung ertheilt werbe".

Wünscht Jemand bas W ort?  (Nach einer Panse.) 
Wenn Niemand bas W ort ergreift, so bringe ich diesen 
ersten Absatz zur Abstimmung, und bitte jene H erren , 
welche damit einverstanden stub, sich zu erheben. (G e
schieht.) Is t  angenommen.

D er zweite Punkt (ante t: (Liest denselben.) Wünscht 
Jemand bas W o r t ?

Abg. Kromcr:
Zn diesem Paragraphe würde ich bemerken, daß, für 

bett Fa ll, wenn dessen Annahme int Principe erfolgen sollte, 
doch eine stylistische Aenderung nothwendig wäre. Denn 
dieser Paragraph, wie er gegenwärtig abgefaßt ist, beirrt 
die in einander greifende Logik, bie stylistische Technik 
unb K larheit des ganzen Gesetzes.

D er erste Absatz des 2. §. lautet nämlich:
„D a s  Brennen der Moorgrünbe ist in  der Regel 

in der Zeit vom 16. August bis Ende October jeden 
Jahres an ganzen Rieben ober größer» Morastflächen 
nur unter der Leitung der Entsnmpfttngs - Lokal - Com
mission, unb unter genauer Befolgung der von ihr ge
troffenen Anordnungen gestattet".

D a s  zweite Alinea (an te t:
„ I n  außerordentlichen durch Elementarereignisse be- 

bebtngten Fällen hat bte k. k. Morastentsnmpfungs - Lokal- 
commission baS Reckt, bas Moorbrennen unter bett fo l
genden gesetzlichen M oda litä ten , ansnahmSweise auch im 
Frühjahre, jedoch niemals über bett 15. M a i hinaus 
zu gestatten".

Aus dieser S tylis irnng des vorliegenden Paragra
phen würbe sohin hervorgehen, baß die nachfolgenden 
gesetzlichen Modalitäten nur bann Platz greifen, wenn 
bas Moorbrennen int Frühjahre S ta tt finden so ll; wäh
rend alle in  bett nächstfolgenden § § . 2 ,  3 ,  4 aufgenom
menen Bestimmungen eben nur fü r bett F a ll angepaßt 
wurden, baß das Moorbrennen int Herbste S ta tt findet. 
Eine derartige Fassung würbe sohin bas logische Jnein- 
anbergretfen des Gesetzes vollends beirren.

Ich bitte daher vorerst bie Frage zur Abstimmung 
zu bringen, ob bas Moorbrennen tut Frühjahre überhaupt 
gestattet werben so ll, unb fü r bett F a ll, baß sich der 
Hobe Landtag dafür ausspricht, eine kurze Unterbrechung 
ber Sitzung S ta tt finden zu lassen; damit in der Z w i
schenzeit bas Gesetz nach betn Resultate dieser Abstimmung 
logisch geordnet werde.

Abg. M ttllcy:
Eben diese Aenbernng in vo lv irt ja lediglich nur 

ausnahmsweise und unvorhergesehene Fä lle , m ithin nicht 
alS Regel, baß im Frühjahre gebrannt werde» dürfe. 
D er Antrag selbst deutet, glaube ich, dahin, daß nur
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A u s n a h m s fä l le  die C o m m issio n , m it Z uz iehu ng  des L an d es
ausschusses veranlassen  u n d  bew egen  können , von  dem 
allgem ein en  Gesetze abzugehen.

Präsident:
W ün sch t noch J e m a n d  d a s  W o r t ?

Abg. Deschmann:
H e r r  P r ä s i d e n t ! I c h  w ü rd e  mich eb en fa lls  dem 

A n tra g e  K ro m e rs  bezüglich des U m standes ansch ließen , 
daß  näm lich zu einer v ielleicht entsprechenden S ty l is tru n g  
dieses A r t ik e ls , w egen  E rw e ite ru n g  des M o o r b r e n n e n s , 
—  w en n  der hohe L an d tag  denselben annehm en so llte, — eine 
U n terb rechu ng  der S itz u n g  S t a t t  finden m öchte , indem  
nach dem W o r t la u te ,  w ie er h ier steht, die nachfolgenden 
gesetzlichen B es tim m un gen  n u r  fü r  den letzten T h e il  gelten  
w ü rd e n , w äh ren d  d a s  H erb stb re iin en , so zu sa g e n , ganz 
u n b ed in g t fre i gegeben w ir d ,  und  g a r  keine n ä h e rn  B e 
stim m ungen  d a rü b e r  gebracht w ü rden .

Präsident:
W ün sch t noch J e m a n d  d a s  W o r t ?

Abg. D r. Costa:
I c h  w ü rd e  b e a n tra g e n , daß v o r jeder w e ite rn  A b 

stim m ung die S itz u n g  a u f  ein ige M in u te n  zur a llfä llig en  
V erbesserung  und  S ty l is t ru n g  des P a r a g r a p h e n  sistirl w ü rde .

Abg. Kromcr:
W o zu  die A rb e it fü r  den F a l l ,  daß  dieser P a r a g r a p h  

im  P r in c ip e  f ä l l t ! I c h  b itte  v o rerst zur A bstim m ung  zu 
b r in g e n , ob dieser P a r a g r a p h  ü b e r  d a s  M o o rb re n n e n  
ü b e rh a u p t  zu gelten  habe.

Präsident:
H e r r  D r .  B le iw e is  a l s  B e ric h te rs ta tte r  h a t d a s

W o r t .
Berichterstatter D r. Bleiweis:

E s  h an d e lt sich h ie r nicht n u r  u m  d a s  M o o rb re n 
n en  im  F rü h ja h re  a l s  R e g e l ,  sondern  u m  A u s n a h m s fä lle , 
u n d  ich g la u b e ,  daß  der G eg en stan d  n u n  zu r A b stim 
m u n g  g ebrach t w erd en  soll. D ie  A nsicht des hohen  L an d 
ta g e s  d ü rfte  schon in  so w e it gereift se in , daß  w ir  ü ber 
diesen P u n k t  abstim m en k ön nen ; w a s  die stylistische A b 
ä n d e ru n g  b e tr iff t , so w ü rd e  diese d an n  e in tre te n  k önnen , 
w en n  der hohe L an d tag  sich fü r  d a s  au sn a h m sw e ise  
B re n n e n  im  F rü h ja h re  u n te r  den gesetzlichen B e d in g u n g e n  
erk lärt.

Präsident:
Ic h  unterbreche die S itz u n g  a u f  5  M in u te n .
(N ac h  W ied e ra u fn a h m e  der S itz u n g  u m  11 U h r 

4  M in u te n .)
Abg. Freiherr von Apfaltrern:

I c h  b itte  n m 's  W o r t .
I c h  w eiß  n ich t, ob die D e b a tte  schon eigentlich fo r

m ell geschlossen is t, denn n u r  im  entgegengesetzten F a lle  
kann  ich mich noch m it E rfo lg  hiezu m elden.

F a l l s  jedoch die D e b a tte  geschlossen is t, so ist es 
vielleicht dem H e r rn  V orsitzenden g e fä l l ig , d a s  H a u s  
d a rü b e r  zu b e fra g e n , ob es  mich noch an h ö ren  w olle.

P räsid ent:
I c h  h abe  b e re its  dem B erich te rs ta tte r  d a s  letzte

W o r t  gegeben ; doch w enn  d a s  hohe H a u s  cs  g es ta tte t, 
so habe ich nichts dagegen .

Ic h  bringe dieß also zu r A b stim m u n g , und bitte 
jene H e r r e n ,  welche d am it einverstanden  sin d , daß F re i
h err von  A p fa ltre rn  d a s  W o r t  e rg re ife , sich zu erheben. 
(G eschieh t.)

Freiherr von Apfaltrern:
I c h  möchte in B e tre ff des P r in c ip s  sprechen, ob 

ü b e rh a u p t d a s  Gesetz ü ber d as  M o o rb re n n e n  in  dem P u n k te  
ab g eä n d e rt w erden  soll, daß d as  M o o rb re n n e n  a u s n a h m s 
weise auch im  F rü h ja h re  b is  län gsten s 1 5 . M a i  S t a t t  
finden dürfe.

H ie rü b e r  möchte ich m ir e r la u b e n , einige B e m e r
kungen zu m achen , und  die A r t  der E n tsteh un g  des dieß- 
f a lls  bestehenden G esetzes zu beleuchten.

D e r  ursprüng liche G esetz-A ntrag  v or 2  J a h r e n  ging  
d a h in , daß  d a s  M o o rb re n n e n  lediglich vom  16. A u gu st 
b is  15. S e p te m b e r  S t a t t  finden könne. U m  jedoch fü r  
außergew öhnliche F ä lle  besonders u ng ün stig er W itte ru n g  
vorzusehen, w urde im  §. 5 b e a n tra g t ,  daß fü r  solche a u ß e r
ordentliche F ä lle  die M o rasten tsu m p fun gsco m m ission  m it 
der E rm äch tigu ng  au sg e rü ste t w erd e , d a s  M o o rb ren n e n  
durch längere Z e it zu gestatten.

B e i der V o tiru n g  des Gesetzes w urde in  A n reg u n g  
g eb rach t, daß eben d u rc h s .  5 gew isserm aßen einer W ill-  
kühr eher E in g a n g  verschafft w erd e , indem  im  § . 5 eine 
F r i s t , an  die sich die M orasten tsum pfungscom m ission  bei 
außerordentlichen  B e w illig u n g e n  zu binden h ätte , nicht ge
geben w äre , und d a s  hohe H a u S  h a t a u s  diesem G ru n d e , 
u m  fü r  außerordentliche F ä lle  vorzusehen, die F ris t im 
Gesetze u m  volle 6 W ochen e rw e ite r t;  näm lich die u r 
sprüngliche F r is t ,  die s ta tu ir t  w erden w o llte , w a r  bloß 
eine F ris t von  4  W o c h e n , u nd  um  §. 5 , der eben die a u ß e r
ordentlichen F ä lle  im  A uge h a t te ,  zu e l im in ira t ,  h a t 
m a n  eine 6 wöchentliche F ris t noch dem ursprünglich  fest
gesetzten T e rm in e  b e ig e fü g t, und  so kam e s ,  daß d as  
Gesetz m it dem gesetzlichen T e rm in e  des M o o rb re n n c n s  
vom  1 6 . A ugust b is  E n d e  O c to b e r v o lir t  w urde.

I n  F o lg e  dieser V o tiru n g  w u rde  sodann der §. 5  
fa llen  gelassen und  au S  dem Gesetze e lim in ir t , und  in 
dieser A r t  ist auch die A . h. S a n c t io n  erfolgt. H eu te  
n u n  soll richtig  auch d a s  M o o rb rc n n e n  im F rü h ja h re  ge
sta tte t w erden.

U eb er die N othw endigkeit fü r  die Besitzer der M o o r-  
g rü nd e eine angem essene Z e it zum M o o rb ren n e n  zu ge
s ta tte n , d a rü b e r ist nicht n ö th ig , sich w eiter zu erk lä ren ; 
es ist ohnedieß dieses a lle rse its  an erk an n t w o rd e n ; jedoch 
fü r  eine d e ra r tig e , beinahe schon in s  M aß lo se  gehende 
A u sd e h n u n g  dieser Z e it w ü rde  ich mich nicht aussprechen  
können.

D e n n  cs ist a lle rd in g s  w a h r ,  daß die B esitzer von  
M o o rg rü n d c n  Berücksichtigung v erd ien en , jedoch w en n  
eine Hrist von  2 '/ -  M o n a te n  ihnen  zu diesem Zwecke ge
geben is t, da sollte m a n  g la u b e n , daß ein e if r ig e r , fleißi
ger L au d w irth  m it dieser F ris t auch sein A u s la n g e n  fin 
den sollte ; fü r  ganz außerordentliche F ä l l e ,  w ie  sie in  ei
nem  M enschenalter kaum  e in m al v o rko m m en , V o rso rg e  zu 
tre ffen , ist n ie A u fgab e  eines G esetzes, denn  durch eine 
solche V o rsorg e w ü r d e n , w ie es der H e r r  A b g . K ro m er 
ganz richtig bemerkt h a t ,  Gesetze zu ein er endlosen 
R eih e  von casuistischen N o rm en  k om m en , u n d  c s  w ü rd e  
keines M enschen V erstand  au sre ich en , u m  a lle  solche F ä lle  
vorhersehen und entsprechend n o rm iren  zu können. E s  sind 
also Rücksichten fü r die Besitzer der M o o rg rü n d e  geboten, 
diesen ab er gegenüber stehen auch noch Rücksichten fü r die 
B ew o h n er der S t a d t .  E s  ist a lle rd in g s  w a h r ,  daß  die



M oo rg rü n de  der S ta d t  V ictnalien liefern ; diese liefert 
aber auch das übrige L and, und Laibach w ürd e , glaube 
ich, nicht zu befürchten haben an H un g ersno th  zu leiden, 
w enn auch die M oorgründe gerade nicht eristirten , oder 
nicht so reichlichen E r tra g  geben w ürden. Ich  gönne 
ihnen dennoch ihren reichlichen E r t r a g ,  ohne jedoch deß
halb der B ehaup tung  beistimmen zu können, daß sie die 
H auplkornkam m crn, die ausschließlichen Kornkam mern Lai
bachs seien, und daß deßwegen besondere Rücksichten ge
tragen  werden m üß ten , um ihnen alle mögliche Erleich
terung in der B ew irthschaftnng der G ründe zu T heil w er
den zu lassen.

E ine andere Rücksicht fü r die B ew ohner der S ta d t  
liegt jedoch in dem wirklich sehr lästigen, und w enn auch 
die Aerzte dießfallS nicht alle einig s in d , m eines E rachtens 
der Gesundheit nicht vortheilhaflcn G eruches, der sich au f 
die B ru s t leg t, a u f eine W eise, welche ich für meine 
P erson  sehr bedeutend empfinde. E s  dürfte dieß aber 
auch bei andern E inw ohnern  der S ta d t  Laibach, die zu 
eristircn und gesunde Luft zu athm en Anspruch h ab en , nicht 
minder der F a ll sein , und a u s  diesem G runde  werde ich 
gleichfalls gegen das P rin c ip  stim m en, welches au f eine 
E rw eiterung  der Frist für das M o o rb ren n en , w enn diese 
auch n u r für außerordentliche F älle  gemeint werden sollte, 
im  F rü h jah re  abgesehen ist.

Präsident:
D ie  D ebatte  ist nunm ehr geschlossen.

Berichterstatter D r. Blciweis:
D a r f  ich m n’6 W o rt bitten.
W enn  der H e rr  Abg. B a ro n  A pfaltrern  sich durch

a u s  dem B rennen  im F rüh jah re  entgegengestellt, so vernichtet 
er die P roduction  der arm en M oorgrnndbesttzer nicht 
vielleicht bloß fü r ein J a h r ,  sondern fü r mehrere J a h re .

M eine  H erren ! W er gesehen h a t ,  wie es heuer 
im Herbste au f den Feldern des M o o rg ru n des ausgesehen 
h a t, w er gesehen h a t ,  daß der A nbau  im F rü h jah re  
durchaus unmöglich geworden w ä re , und deßhalb T a u 
sende von Jochen öde geblieben sein w ü rd en , w er im 
Angesichte solcher Thatsachen und n u r des lästigen R a u 
ches wegen d as  B rennen  im F rüh jah re  nicht concediren 
w ill , der opfert die Landwirthschaft einem Schicksale, 
welches sie heut zu T a g e  ohne to talen R u in  wirklich nicht 
ertragen  kann.

P räsid en t:
Ic h  werde vor A llem  den A ntrag  des LandcSanö- 

schusses int P rin cip e  zur Abstim mung b ringen , daß näm 
lich in außerordentlichen F ällen  gestattet w erde, die M o o r
gründe auch im F rü h jah re  abzubrennen. J e n e  H e rre n , 
welche m it diesem A ntrage  einverstanden sind, wollen sich 
erheben. (Geschieht.)

(S ch riftfü h re r D r . C osta : zäh lt: 2 0 !)
D e r A n trag  ist hiem it im P rin c ip e  angenom m en. 

E s  handelt sich n u r  jetzt um  die T e rtiru n g  dieses abzu
ändernden P a ra g ra p h e n . W ird  dießfalls ein A n trag  gestellt?

Berichterstatter D r. Bleiweis:
Ic h  werde m ir e rlau b en , die neue S ty lis iru n g , wie 

sie von mehreren S e ite n  vereinbart w orden ist, dem H ause 
bekannt zu geben.

D e r §. 1 des Landesgesctzes möge bleiben so wie 
er w a r ;  es entfällt auch daS W örtchen: „in  der R eg e l" , 
welches der Landcsansschnß seinem A ntrage  beigesetzt har. 
D em nach w ürde der erste lau ten :

„ D a s  B rennen  der M orastg ründe w ird in der Z eit 
vom 16. A ugust b is Ende O ctober jeden J a h re s  an  g a n 
zen Rieden oder größern M oorflächen n u r un ter Leitung 
der M orastentsum pfungs-Lokalcom m issiou und genauer B e 
folgung der von ihr getroffenen A nordnungen gestattet".

D e r  A n h a n g , welcher vom Ausschüsse dem P a -  
rag raphe  beigefügt worden ist, „ in  außerordentlichen durch 
E lem en tar-E re ign isse  bedingten F ällen  habe die k. k. M o -  
rastentsumpfungs-Lokalcommission das Recht, d as  M o o rb ren 
nen un ter den vorstehenden gesetzlichen M o d alitä ten  a u s 
nahm sw eise auch int F rü h ja h re , jedoch n iem als über den
15. M a i  h in a u s , zu gestalten", w äre a lsd an n  a ls  §. 8 
einzureihen und hätte dann der §. 8  int Landesgesetze a ls  
§. 9 zu gelten.

P räsid en t:
W ünscht Je m a n d  noch das W o r t ?

Abg. Kromcr:
Ic h  bitte u m 's  W ort.

Präsident:
H e rr  A bg. K rom er hat das W ort.

Abg. Kromcr:
W ie bereits H e rr  B a ro n  A pfaltrern  bemerkte, hat 

vor zwei J a h re n  der Ausschuß ans derlei A nSnahm sfälle  
Bedacht genom m en, und dagegen im §. 5 Fürsorge ge
troffen.

A llein  nachdem m an gegen den A ntrag  des A u s 
schusses, die F rist fü r d as  M oorb rennen  in  der Z eit vom
16. A ugust b is 15. S ep tem ber jeden J a h re s  festzustellen, 
eine Fristerw eiterung bis Ende O ctober jeden J a h r e s  
genehmiget h a t ,  hielt es der hohe Landtag w eiter g a r 
nicht angezeig t, fü r unvorhergesehene F ä lle  Fürsorge zu 
treffen, w eil er der Ansicht w a r ,  in  der F rist vom J5 . 
A ugust b is Ende O ctober jeden J a h re s  kann jeder halb
w egs thätige Landw irth  seine M oorg ründe  gehörig a b 
brennen , und so ist d am als die Fürsorge fü r A usn ah m ö- 
fälle gänzlich fallen gelassen worden.

Ic h  glaube d ah e r, daß der neue P a ra g ra p h  eben 
dort eingeschaltet werden soll, wo vor 2  J a h re n  fü r 
A usn ah m sfä lle  gesorgt werden w ollte , d. i. a lö  §. 5.

D e r  §. 5 des Gesetzes vom J a h re  18 63  ha t n äm 
lich nach dem AuSschnßcntwnrfe so g e lau te t: „ F a l ls  w e
gen anhaltenden R egcnw ettcrs  d as  A bbrennen der M o o r- 
gründe b is  zum 15. S ep tem b er nicht beendet w erden 
könnte, hat die M oraftentsum pfungscom m ission diese Frist 
nach dem wirklichen B cdarfe zu erw eitern".

S t a t t  dieses P a ra g ra p h e n  käme nun folgender P a 
ra g ra p h : „ F a l ls  zur Herbstzeit in Folge eintretenden
R egenw etterS  das A bbrennen der M oorg ründe  durchaus 
nicht vorgenom men werden könnte, ist die M o rasten l- 
sumpfungScommisston berechtigt, dasselbe un ter Beobachtung 
obiger Bestim m ungen ausnahm sw eise  auch im F rü h ja h re , 
jedoch n iem als über den 15. M a i  h in au s  zu gestatten".

D ie  in  einander greifende S tp lis tru n g  w ürde klar 
w erden , w enn der gesammtc Gesetzestert vorgelesen würde. 
(U cbergibt den A n trag .)

Präsident:
W ünscht noch Jem an d  d as  W o r t?

Abg. Mulley:
Ich  muß bei m einer P osition  verbleiben, daß ich 

imm er a ls  nothw endig erachte, ohne ein M iß tra u e n  gegen



die Morastentsnmpfungs-Lokalcommission dadurch ausspre
chen zu wollen, nachdem dieser Gegenstand nun schon so delika
ter N a tu r ist, daß solche ausnahmsweise, durch außerordentli
che Elementarereignisse bedingte B ew illigungen auch zugleich 
an die Zustimmung des Laxdesausschusses gebunden wurden, 
und ich würde daher beantragen, daß in  der gesetzlichen 
T e rtiru ilg  nach den W o rte n : „ I n  außerordentlichen, durch 
Elementarereignisse bedingten Fällen hat die Lokalmorast
entsumpfungscommission . . . "  die W orte eingeschaltet wer
ben: „m it  Zustimmung des Landcsausschusscs".

Ich  sehe e in , daß bei der Morastcntsuinpfungscom- 
mission auch der Ausschuß des Landes in einzelnen M i t 
gliedern vertreten is t, allein das ist er nur alö in tegri- 
render Bestandtheil der Morastcntsumpsungscommission, wäh
rend ich aber zur nähern Erwägung eines jeden derarti
gen Falles den hohen Landtag unter Vertretung des Lan- 
deSausschusses fü r nöthig erachte.

Abg. Kromer:
Diesem Antrage schließe ich mich a n , und bitte nur 

um Aufnahme der bezüglichen W orte in meinem Antrage: 
„m it  Zustimmung des Landesausschusscs".

Präsident:
D e r A n trag  des Abg. Krom er würde also so lau ten : 

(lieS t) „§ . 5. F a lls  zur Herbstzcit in  Folge anhalten
den Regenwetters das Abbrennen der M oorgründe durch
aus nicht vorgenommen werden könnte, so ist die E n t- 
sumpfungs-Lokalcommission m it Zustiinm ung des Landes
ausschusses berechtiget, dasselbe unter Beobachtung obiger 
Bestimmungen ausnahmsweise auch int Frühjahre, jedoch 
niemals über den 15. M a i,  hinaus zu gestatten".

Wünscht noch Jemand das W o rt?

Abg. D r . Costa:
Ich  würde um das W o rt bitten, bloß zur formellen 

Richtigstellung. E s  fehlt hier die Angabe, wohin der 
Paragraph gesetzt werden soll, a ls §. 5 ist es nicht möglich 
ihn zu setzen, denn dieser P aragraph besteht ja  und w ird  
gar nicht abgeändert; er ist also zwischen 4 und 5 als 
neue Bestimmung einzuschalten.

Abg. Kromer:
Ganz rich tig !

Abg. G ra f Auersperg:
Ic h  würde m ir nu r erlauben in der Form ulirung 

auf einen M an ge l aufmerksam zu machen, der zu M iß 
verständnissen Anlaß geben könnte.

I n  diesem Antrage heißt es: „U n te r Beobachtung 
o b i g e r  Bestimmungen".

N u n  folgen im  Gesetze noch zwei Paragraphe nach, 
die dann bei dieser Form u lirung  ausgeschlossen werden.

Ic h  würde daher g lauben, daß cs zweckmäßig wäre, 
wie der Abg. K rom er beantragt ha t, das Gesetz in  sei
nem Zusammenhange vorzutragen, und daß, wenn die 
Vorlesung zeigen sollte, daß auch diese beiden Paragraphe 
sich au f diese Ausnahm sfä lle zu beziehen haben, es nicht 
heißen so llte : „ o b i g e r  B e s t i m m u n g e n " ,  sondern „ B e 
s t i m m u n g e n  d i e s e s  G e s e t z e s " ,  oder „ u n t e r  B e 
obach l  u n g d e r  B  e st i m m u n g e n d i e s e s  G e s e t z e s " .

Landeshauptmann - Stellvertreter v. Wurzbach:
D a r f  ich um bad W o rt bitten?
D e r §. 43 der G . O . sagt: „B lo ß  in dem F a lle ,

VT. Sitzung.

wenn die einzelnen Theile eines im Wege der Abände
rung zu Stande gekommenen Beschlusses m it einander 
nicht im  Einklänge stehen sollten, ist ein A n trag  zur B e
hebung dieses Ucbelstandes zulässig, über welchen der 
Landtag die erforderliche Berichtigung unter Einem be
schließen kann".

Ich  glaube, daß w ir  nicht in  der Lage sind, heute 
das Gesetz m it voller Beruhigung zu vo tiren , w e il ein 
bezügliches Gesetz bereits besteht, und w ir  feilten Zusatz
artikel v o tire n , sondern das ganze Gesetz rücksichtlich der 
Reihenfolge seiner P aragraphe, abändern wollen. Auch 
was Se. Ercellenz G ra f  Auersperg gesagt hat ,  berechti
get mich zu dem A ntrage, daß dieser ganze vorliegende 
A ntrag m it Berücksichtigung au f die princip ie ll gefaßten 
Beschlüsse dem Ausschüsse m it dem Ersuchen zurückgegeben 
werde, in nächster F r is t, daS ganze Gesetz dem Landtage 
zur Beschlußfassung vorzulegen. E s  ist dieß ein V erta - 
gungSantrag, und ich würde daher bitten, ihn vor allem 
Andern zur Abstimmung zu bringen.

Präsident:
W ird  der A ntrag des Abg. v. Wurzbach unterstützt? 

Jene H erren, welche denselben unterstützen, bitte ich, 
sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist unterstützt. Ich  b rin 
ge sonach den A n tra g , da derselbe ein Vertagungsantrag 
ist, zur Abstimmung. Jene H e rren , welche damit ein
verstanden sind, daß dieser Gegenstand an den Landesausschuß 
zum Zwecke der Redaction, m it Bezug au f die bereits gefaßten 
Beschlüsse zurückgehe, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) 
E r  ist angenommen. E s  entfä llt sohin die weitere D e 
batte über den A n trag  3.

D e r 3. Gegenstand der Tagesordnung ist der B e
richt des Landesausschusses über die Drucklegung des slo- 
venisch - deutschen Theiles des Wolsschen Wörterbuches. 
Ich  ersuche den H e rrn  D r .  B le iw e is  um den V ortrag  
desselben.

Berichterstatter D r. Bleiweis: (lies t) 
„ H o h e r  L a n d t a g !

I n  der 12. S itzung der Landtagssession vom Jahre 
1864 hat der hohe Landtag bezüglich dcs s l o v e n i s c h -  
d c u t s c h e n  W ö r t e r b u c h e s  nachstehenden Beschluß ge
faßt.

„ „ D e r  Landesausschuß w ird  beauftragt, noch im 
Laufe dieser Session Bericht zu erstatten, was fü r  Schritte 
er zur Verw irklichung des vom Landtage in der 7. S itzung 
der 1. Session am 17. A p r i l 1861 einstimmig gefaßten 
und ihm zur Realisirung zugewiesenen Driuglichkeitsbe- 
schlusscs bezüglich der Drucklegung des slovenisch - deutschen, 
au f Kosten dcs Nachlasses dcs Fürstbischofes Anton A lo is , 
herauszugebenden Wörterbuches eingeleitet, und w ie w e it 
er den fraglichen Gegenstand gefördert habe"".

D e r Landesausschuß hat sich in Folge dieses B e 
schlusses sofort an das hiesige k. k. Landesgericht a ls A b - 
handluugsbehörde gewendet, und von demselben im  E in 
klänge m it der k. k. Finanzprokuratur und den Herren 
Testamentserecutoren die M itthe ilu ng  erhalten, daß die 
Verlasscnschaftsabhandlung nach dem verstorbenen Fürst
bischöfe noch immer nicht beendet, daher auch die Sum m e 
noch nicht festgestellt sei, welche zur E rfü llu n g  der dieß- 
bezüglicheu testamentarischen Anordnung disponibel sein 
w ird.

W ährend dieser Verhandlungen ist die Landtags
session einem unerwartet schnellen Ende zugeführt worden,
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und cs unterblieb die Berichterstattung des Landesaus- 
schnsseö, welche übrigens Dem hohen Landtage nichts wei
ters hätte mittheilen können, als daß ans dem obigen 
G runde das Wörterbuch noch nicht in  A n g r if f  genommen 
wurde.

D e r Landesausschuß hat diese Angelegenheit niemals 
aus dem Auge verloren. A ls  ihm au f mündlichem Wege 
von Seite der k. k. F inanzprokuratur die M itth e ilu n g  ge
schah, daß die Abhandlung der Verlassenschaft des H errn  
Fürstbischofes Anton A lo is  dem Ende zugehe, hat er sich 
sogleich und zwar unterm 6. Jänner d. I .  sowohl an das 
k. k. Landesgericht a ls auch an den hochwürdigsten Fürst
bischof verwendet, und namentlich an das löbliche Lan
desgericht das Ersuchen um die bestimmte M itth e ilu n g , 
ob in finanzieller Beziehung der D urchführung des 26. 
A rtike ls  des fürstbischöflichen Testamentes nunmehr kein 
H inderniß  entgegen stehe, gestellt, —  den hochwürdigsten 
H e rrn  Fürstbischof aber gebeten, sobald die in  nahe A u s 
sicht gestellte Verlassenschaftsabhandlung beendet sein w ird , 
jene Vorein leitungen treffen zu wollen, welche erforderlich 
sind, damit daö M anuscrip t des slovenisch-deutschen T he i
les des Wolf'schen Wörterbuches dem Drucke übergeben 
werde, und zu welchen im S inne  des 26. A rtike ls  bed 
Testamentes weiland Fürstbischofs Anton A lo is  dessen 
hochwürdigster Nachfolger, in  seiner S te llun g  zu Dem als 
Erben berufenen und m it Dem erblasserischen Auftrage be
lasteten A loisianum  zunächst berufen ist. D e r Landesaus
schuß hat, wenn es Dem H e rrn  Fürstbischöfe erwünschtsein 
sollte, seine M itw irk u n g  bei den gedachten Vore in le itungen 
be re itw illig  angeboten.

A u f dieses Ersuchschreiben erhielt der Landesaus
schuß unterm 28. J u n i d. I .  Z . 761 von dem hochwürdig- 
sten H e rrn  Fürstbischöfe die Erwiederung, daß von Seite 
des k. k. Landesgerichtes m it Nore vom 13. J u n i d. I .  
an das fürstbischöfliche O rd in a ria t die M itth e ilu n g  geschah, 
daß, wenn die in  den §§. 24, 25, 26 und 27 des Anton 
A lo is  Wolf'schen Testamentes beregte M itw irk u n g  des 
fürstbischöflichen O rd inaria tes zum Zwecke der E rfü llun g  
a lle r in  den obigen §§. letztwilligen geschehenen A nord
nungen keinen Anständen unterliegen, sofort m it der E in 
antw ortung des Nachlasses, und sohin auch m it der Ueber* 
gäbe des Vermögens an das zum Erben eingesetzte D iö -  
cesan-Knabenseminar —  Collegium A loisianum  —  vorgegan
gen werden könne. D a  bei dieser Sachlage dem Beginne der 
Vorbereitungen zur Drucklegung des Wörterbuches keine 
weitern materiellen Hindernisse entgegenstehen, so erklärte 
der hochwürdigste H e rr  Fürstbischof in  der bezogenen Note, 
daß er sich genau an den W o rtla u t der letztw illigen A n 
ordnung des seligen Fürstbischofs Anton A lo is  und die 
weiteren dießbezüglichen gesetzlichen Vorschriften zn halten 
gesonnen sei, und da in der A r t  und Weise der Vollziehung 
dieser letztwilligen Anordnung Dem Universalerben im  
Testamente keine Oberaufsicht bestellt ist, jede anderweitige 
Einmengung in  die Vollziehung der die Drucklegung des 
W örterbuches, a ls  eines Rechtsgrundes ermangelnd, ab
gelehnt werden müsse, indem der H e rr  Fürstbischof es a ls 
eine P flich t gegen sein V ate rland anerkennt, in  dieser 
Hinsicht allen b illigen Anforderungen nach Thunlichkeit 
gerecht zu werden.

D a  es nunmehr Thatsache ist, daß die zur Druck
legung erforderlichen M anuscripte beigeschafft, und von dem 
hochwürdigsten H errn  Fürstbischof auch ein Counts zur 
Redaction des Werkes bestellt is t, so g laubt der Landes
ausschuß, daß er hierm it die A ufgabe, welche ihm  vom 
hohen Landtage in dieser Angelegenheit geworden is t, er
fü ll t  habe, und stellt daher in  der Ueberzeugung, daß Dem

Wunsche des hohen Landtages m it der sofortigen Druck
legung des slovenisch - deutschen Theiles des Wolf'schen 
Wörterbuches entsprochen w ird , den A n tra g :

D e r hohe Landtag wolle diesen Bericht zur geneig
ten Kenntniß nehmen".

(Nach der Verlesung.)

Präsident:
Wünscht Jemand das W o rt?

Abg. D r . Toman:
E s  freut m ich, daß endlich diese Angelegenheit des 

Testaments des hochverdienten verstorbenen Fürstbischofs 
nach mehr a ls 5 Jahren doch so weit gediehen ist, daß 
endlich das M anuscrip t herbeigeschafft ist, daß ein (Somite 
zur Redaction des Werkes bestellt ist. E s  freut mich, 
daß der gegenwärtige H e rr Fürstbischof sowohl die testa
mentarische P f lic h t,  a ls  auch die vaterländische, nämlich 
Die P flich t gegen das V o lk , anerkennt. E s  hätte mich sehr 
gefreut, wenn S e. fürstliche Gnaden in  dieser Erkenntniß 
sich nicht dem einhelligen Beschlusse des Landtages, des
sen M itg lie d  er auch ist, verschlossen hätten.

Dieser Landtag hat einhellig in  der 1. Session be
schlossen, daß diese Angelegenheit eine Angelegenheit des 
Landes, daß es eine P flich t des Landtages is t, darüber 
zu wachen, daß dieses Testament im  besagten Punkte er
fü ll t  werde und hat zwei Anträge dieses W ortlau tes  ein
hellig angenommen. Diese Anträge und Beschlüsse lau
teten :

„1 . D e r Laichtag wolle sich zur W ahrung  der von 
dem Fürstbischöfe Anton A lo is  W o lf  im  26. A rtike l des 
Testamentes vom 17. August 1858 , pub lic irt am 7. Fe
bruar 18 59 , gemachten Anordnung, daß au f Kosten dessen 
Nachlasses das slovenisch - deutsche Wörterbuch ohne alle 
Verzögerung aufgelegt werde, fü r competent erklären.

2. Diese Angelegenheit zur E rw irkung der möglichst 
schnellen E rfü llu n g  der besagten Anordnung und zur w ei
teren B e rich t- und Antragstellung an den Landesausschuß 
zu überweisen".

I n  diesen Anträgen und Beschlüssen hat sich der 
Landtag competent erklärt, fü r  die E rfü llu n g  dieses T e 
stamentes in  dieser Richtung zu wirken, und hat Den Lan- 
desausschuß be trau t, daß er au f diese E rfü llu n g  dringe 
und dahin strebe.

E s  ist nicht gesagt, au f welche A r t  und Weise sich 
der Landesausschuß in  Die Vollziehung dieses testamenta
rischen Auftrages einmengen solle, aber der Landesaus- 
schuß ist ganz bestimmt und klar vom Landtage beauftragt 
worden, daß er so lange Z e it m itw irken und darüber w a
chen solle, bis die E rfü llu n g  dieses testamentarischen A u f
trages erfo lgt ist.

W ie  das erste E xem plar,— und es ist wünschenswerth, 
daß dieses bald geschehe, —  wie das erste fertige Exem plar 
aus der Buchdruckerei erscheint, dann erst, g laube ich , ist 
die Aufgabe des Landesausschusses, die sein Landtag ihm 
gegeben ha t, e r fü llt ,  aber nicht früher. Ic h  glaube nicht, 
daß der Ausschuß sich in  die materielle Zusammenstellung 
des Wörterbuches mengen so ll, aber darüber, glaube ich, 
soll er wachen, daß es möglichst bald m aterie ll zusam
mengestellt werde, daß das W örterbuch fertig die Presse 
verlasse; denn sonst könnte es geschehen, daß w ieder, nach
dem fü n f Jahre verflossen sind, bevor w ir  diesen S ta n d 
punkt erreicht haben, auch noch f ü n f , zehn und auch 
noch mehr Jahre darüber verfließen, bevor w ir  einen 
S c h ritt weiter gethan haben, und das Wörterbuch fertig  er
halten. D e r Ausschuß hat keinen A n tra g  au f ein Absolutorium
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gestellt, und ich habe deßhalb kein Recht, einen solchen in das 
Gegentheil zu stellen; ich halte dafür, daß dieser Bericht keine 
mcritorischen Folgen hat, daß er nur entgegengenommen 
worden ist, und ich glaube, daß, wenn davon gesprochen 
wurde, jene Beschlüsse noch immer aufrecht bleiben, die 
der Landtag gefaßt hat, soweit nicht der Landtag an den Lan
desausschuß einen directen Antrag gestellt hat: daß der Lan- 
desansschluß nicht der Pflicht entbunden ist, auch noch weiter 
darüber zu wachen. Ich glaube daher, daß nach diesen Bemer
kungen cS der hohe Ausschuß als seine weitere Pflicht 
ansehen w ird , darüber zu wachen, daß w ir dieses Werk 
sobald als möglich erhalten, dieses Werk, welches Zeugen- 
schast geben w ird , daß unser Volk sich einer Sprache er
freue, welche mächtig und fähig ist, das Volk zur C u ltu r, 
zur geistigen B ildung und zn einer gleichen Entwicklung zu 
bringen, wie jedes andere Volk in Oesterreich, (vo d ro ! im 
Centrum.)

Präsident:
Wünscht noch Jemand das W ort?  (Nach einer Pause, 

da Niemand sich meldet.) Es wird der Bericht deS Lan
desausschusses somit zur Kenntniß genommen. Jene H er
ren, welche diesen Bericht zur Kenntniß nehmen, bitte 
ich, sich zu erheben. (D ie  Versammlung erhebt sich.)

W ir  kommen nun zum 4. Punkte der Tagesordnung, 
den Verkauf des Munkendorfer Mauthhauses betreffend.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter das W ort zu 
ergreifen.

Berichterstatter Dr. Suppan: (liest) 

„ H o h e r  L a n d t a g !
Unter den Gebäuden, welche dem Domcsticum der 

Landschaft S ta in  angehörten und m it der Jncamerirnng 
des Provinzialfondes vom k. k. Acrare in physischen Be
sitz und Genuß übernommen wurden, gehört auch das 
M a u t h h a u s  C. Nr .  32 in M u n k e n d o r f  nebst dem 
dazu gehörigen Gartengrunde.

A ls  nach der Reactivirnng der krainischcn Stände 
die Rückstellung dieses Gebäudes auf Grund der A. h. 
Entschließung vom 3. August 1829 begehrt wurde, ist 
diesem Begehren deßhalb nicht Folge gegeben worden, weil, 
wie eö ohne aller weitern Begründung heißt, die Stände 
ihr Eigenthumsrecht bezüglich dieses Hauses nicht nach
gewiesen hätten.

D ie  Stände Kram s hatten zwar gegen diesen le
diglich im administrativen Wege erflossenen Ausspruch 
Verwahrung eingelegt und sich die Beibringung weiterer 
Behelfe vorbehalten, doch scheint in dieser Richtung nichts 
weiter vorgekehrt worden zu sein, denn das k. k. Gefäl
len-Aerar blieb fortan im Besitze dieser Realität.

Im  Jahre 1852 wurden von Seite der Staatsver
waltung Verhandlungen wegen der Veräußerung dieser 
Realität eingeleitet, welche jedoch zunächst an dem Um
stande scheiterten, daß das k. k. Aerar wegen Abgang 
eines Rechtstitcls die Gewähranschreibung dieser Realität 
zu erwirken nicht vermochte, und sohin das legale Eigen- 
thnm auch einem dritten Erwerber zu übertragen nicht in 
der Lage war.

I n  Folge dessen hat sich die k. k. Finanzprokuratur 
m it Note vom 3. M a i 1864 Z. 911 an den Landesaus
schuß m it dem Ersuchen gewendet, ihr die Aufsandungs
urkunde zur Ermöglichung der Gewähranschreibung aus
zufertigen.

D er Landesausschuß konnte jedoch pflichtgemäß um 
so weniger auf dieses Begehren eingehen, als er m it der

Ausfertigung eines derlei Actes den Rechten des Landes 
vergeben hätte, und ohne spezieller Ermächtigung des 
Landtages zu einem derlei Zugeständnisse gar nicht be
rechtiget erschien.

Vielmehr hak der Landesausschuß Anlaß genommen, 
über den Ursprung dieses Mauthhauses und die einschlä
gigen Eigenthumsverhältnisse neuerliche Nachforschungen 
im Archive einzuleiten, welche auch die unwiderlegbaren 
Beweise zu Tage förderten, daß dieses Mauthhaus im 
Jahre 1796 aus dem Domcsticalfondc für den landschaft
lichen Mauthner um 2945 fl. 38 kr. erbaut, und bis 
zur Invasion der Franzosen stets als Naruralwohnung 
dieses Mauthnerö benützt worden ist.

Dem zu Folge hat der Landesansschuß nicht erman
gelt, diese neuen Beweismittel des Eigenthums der Land
schaft der k. k. Finanzprokuratur mitzutheilen, und bei 
diesem Anlasse überdicß darauf hinzuweisen, daß eine 
weitere Erörterung der Eigenthumsfrage in so ferne vor
läufig entfallen könne, als der LaudcSausschuß der k. k. 
Staatsverwaltung ohnehin einen Vergleichs-Antrag we
gen der Entschädigung aller Ansprüche des Landes aus 
der Jncamerirnng seines Provinzialfondes gemacht hat.

H ierauf hat nun die k. k. Finanz - Direktion mit den 
Noten vom 18. August und 25. October l. I .  Z. 10748 
erwiedert, daß die Veräußerung dieses Mauthhauses deß
halb dringend sei —  und bis zum Abschlüsse des vorge
dachten Vergleiches füglich nicht warten könne, weil dieses 
Gebäude nunmehr der k. k. Staatsverwaltung zu keinem 
Zwecke diene, und von M onat zu M onat in seinem B au
stande mehr verfalle.

Deßhalb hat die Finanz-Direktion den Antrag gestellt, 
dasselbe sofort im Lizitalionswege um den A uöru fs- und 
Schätzungswerth von 1150 fl. zu veräußern, wornach der 
E rlös vorläufig der k. k. Staatsverwaltung unter V o r
behalt der Rechte der Landschaft, fa lls  der mehrgedachte 
Ausgleich nicht zu Stande kommen würde, auszufolgen 
wäre.

Es frägt sich nun, ob dieser Antrag annehmbar 
und von diesem hohen Hause zu genehmigen sei oder nicht?

I n  Anbetracht nun, daß das in Rede stehende Ge
bäude auch fü r die Landschaft zu keiner Verwendung dient, 
dessen Erhaltung daher nur unnütze Auslagen verursachen 
würde, welche in keinem Verhältnisse zu der Verwerthung 
mittelst Vermiethung desselben stehen;

in Erwägung, daß der an sich schlechte Baustand 
durch den Verlauf der Zeit noch schlechter zu werden droht, 
wodurch eine noch weitere Enlwcrthung des Objektes ein
treten würde, andererseits aber

in Betracht, daß dieses Gebäude nachweisbar aus 
dem Domesticalfonde erbaut wurde, wcßhalb der E rlös 
desselben auch wieder nur in den Domesticalfond zurück 
zn fließen haben w ird , woselbst er für den kaum anzuneh
menden F a ll, daß das hohe k. k. Aerar ein stärkeres 
Recht nachzuweisen vermöchte, immer wieder gefunden 
werden kann; endlich in Erwägung, daß der entfallende 
Erlös nur einen winzig kleinen Theil der vom Lande 
aufgestellten Ersatzsumme bildet, somit jederzeit daran wird 
abgerechnet werden können, beantragt der LandeSaus- 
schuß:

D as hohe Haus ermächtige den Landesausschuß 
seine Zustimmung zu dem projektirten Verkaufe des M au th 
hauses sammt Gartens in Munkendorf unter der Bedin
gung zu ertheilen, daß der E rlös an den (ständischen) 
Domesticalfond abgeführt werde, aus welchem er für den 
F a ll, als das hohe k. k. Aerar ein stärkeres Recht darauf



nachzuweisen vermöchte, jedoch ohne Z in sen , demselben 
rückerstattet w ürde.

2 . D e r  Landesausschnß werde im F a lle  der Z u 
stim m ung der k. k, F inanz - D irek tion  u n te r H inw eisung 
a u f  die Bestim m ung des §. 2 8  der L andesordnung für 
K ra in  m it der weitern D urch füh rung  gegen seinerzeitige 
B erichterstattung b eau ftrag t" .

Präsident:
D ie  G enera ldebatte  ist eröffnet. W ünscht Jem an d  

d a s  W o r t?
Statthalter Freiherr v. Bach:

Ic h  werde m ir erlauben die hohe V ersam m lung a u f 
Folgendes aufmerksam zu m achen:

W enn  auch d a s  Recht des A e ra rs  a u f  dieses 
M a u th h a u s  a ls  eine von den R e a litä ten  des frühern  
P ro v in z ia l - F ondcs m it Rücksicht a u f  die schwebenden 
V erhand lungen  im Allgem einen angezweifelt werden w ill ,  
so ist doch d as  A e ra r im physischen Besitze dieses M a u th 
hauses.

D ieses  Bcsitzverhältuiß w ürde offenbar a l te r ir t ,  
w enn der A n trag  des LandcSausschusscs: daß nämlich 
dieser K aufschilling , eventuell nicht a n  die S ta a ts k a s s a ,  
sondern an  die LandschaftSkassa gezahlt w ü rd e , angenom 
men w ürde. D e n n  dem Allerhöchsten A e ra r  w ürde in 
einem solchen F alle  zugem uthct, sich des K anfschillingS , 
der fü r  d a s  A e ra r künftighin daS eigentliche Bcsitzes- 
O bjckt b ildet, zu begeben, und  den K anfschilling an  
die Landschaftskasfa abführen  zu lassen. E s  schien m ir 
darum  den factischen V erhältn issen angemessener, w enn dieser 
K aufschilling an die S ta a tsk a ssa  und nicht an  die Landschafts
kassa abgeführt w ü rd e , wobei überdieß durch ausdrücklichen 
V o rb eh a lt d as  eventuelle Recht des L andes gew ahrt 
w erden w ürde.

Präsident:
W ünscht Je m a n d  das W o r t?
(A bgeordneter K rom er meldet sich zum W o rte .)

Abg. Kromer:
B e i diesen A n träg en  ist m ir ein Bedenken vorge

kommen.
Ic h  habe m ir nämlich die A lterna tive gestellt: ent

weder ist d a s  D om esticum  im ständischeü G ü lte n -K a ta s te r  
und in der L andtafel a ls  E igen thüm er dieses M a u th h a u -  
fes zu M u n k en d o rf bereits  eingetragen  oder nicht.

I s t  es a ls  E igen thüm er nicht eingetragen, so w ürde 
nach m einer A nsicht, eine A ufsandungsu rkunde, vom Lan- 
desausschussc a n  d a s  A e ra r  au sg es te llt, dieses letztere zur 
Umschreibung a u f  dessen N am en  nicht berechtigen und 
w ird  d as  A e ra r  auch nicht in  die Lage setzen, um  a ll- 
fälligen K äu fern  die w eitere Umschreibung zu ermöglichen.

I s t  jedoch d a s  D om esticum  im täflichen Besitze die
ses M au th h au se s , und  erscheint somit d a s  M au th g eb ä u d e  
m it dem zugehörigen G ru n d e  wirklich a ls  ein E igen thum  
des D om esticnm s, d an n  gehört d a s  M a u th h a u s ,  so u n 
bedeutend eS is t, doch auch zum S tam m v erm ö g en  des 
L a n d e s , und dieses kann d a s  Land ohne kaiserliche G en eh 
m igung nach §. 20  der L andcsordnnng  nicht veräußern . 
D a h e r  glaube ich, daß eine einseitige Z ustim m ung des 
Landcöausschusscs zu dieser V e räu ß e ru n g  nicht genügen 
w ü rd e , um  au f G rund  dieser Z ustim m ung den K ä u fe r in 
die Lage zu setzen, die Besitzumschreibung erwirken zu 
können. Ic h  a ls  Richter w ürde die Bcsitznmschrcibung in 
diesem F a lle  nicht bewilligen.

D iesem  M a n g e l könnte jedoch abgeholfen w erd en ,

w enn im zweiten A linea statt der W o r te : „ a u f  die B e 
stimm ung des § . 2 8 " —  die W o r te : „ a u f  d i e  B e s t i m 
m u n g e n  d e r  88- 2 0  u n d  28  d e r  L a n d e s o r d n u n g "  
eingeschaltet w ürden.

Präsideut:
W ünscht Je m a n d  d a s  W o r t?  (N ach einer P a u s e .)  

Nachdem N iem and d a s  W o rt erg reift, g laube ich, daß 
w ir  zur S pezialdebatte  über . . . .  (w ird  unterbrochen 
vom )

Berichterstatter D r. Suppan:
Ic h  bitte m ir a ls  B erichterstatter noch d a s  W o r t 

zu ertheilen.
Präsident:

D e r  H e r r  B erichterstatter haben d as  W o rt.

Berichterstatter D r. Suppan:
D ie  B em erkungen S r .  Excellenz des H e rrn  S t a t t 

h a l te r s ,  daß durch die In a n sp ru ch n a h m e , seines auch n u r 
durch zeitweilige In ansp ruchnahm e des K aufpreises fü r  
den D om esticalfond der physische Besitz a lte r ir t  w erde, 
h a t a llerd ings seine Richtigkeit und cs kann daher n u r dem 
Ermessen des hohen A e ra rs ,  im  F a lle  a ls  dieser A n tra g  
des Landesausschusses angenom m en w erden sollte , a n 
heimgestellt b leiben, entw eder u n te r diesen M o d a litä te n  in 
den V erkauf einzugehen, oder einstweilen den V erkau f noch 
nicht vorzunehm en, und b is  zu jener Z e it  zu w arten , wo die 
gegenw ärtigen  Ansprüche des Landes an  d a s  hohe A e ra r 
a u s  der Jn ca m e riru n g  des P ro v in z ia lfo n d es  au sg c trag en  
sein werden.

Bezüglich der Bem erkungen des H e rrn  A bg. K ro 
m er m uß ich an fü h re n , daß die fragliche R e a l i tä t  noch in  
g a r  keinem G rundbuche eingetragen erscheint, und daß sich 
nicht m u re n  ließ , in  welchem G rundbuche jene P arze lle , 
w o ra u f sich d a s  H a u s  befindet, eingetragen  ist.

O b  eine A ufsandungsurkunde, welche demnach vom 
LandeSausschusse oder beziehungsweise vom hohen Land
tage gefordert w ird , fü r  d a s  hohe A e ra r  irgend eine 
W irkung  habe, ob in  F olge dessen d a s  hohe A e ra r  in die 
Lage kom m en, d a s  E igen thum  an  den K ä u fer zu über
tra g e n , d ieß, g laube ich, liegt au ß e r unserer B e u rth e i
lung . —  E s  w ürde eben n u r  S ach e  des hohen A e ra rs  sein, 
a u f  welche W eise eö von derartigen  Urkunden oder der
artigen  Zustim m ungen G ebrauch machen könnte und w ollte.

A nderseits w ürde ich jedoch d arin  jedenfalls  eine 
R echtsbegebung von S e i te  des L an d tag es erblicken und 
a u s  diesem G ru n d e  könnte in die E rth e iln n g  einer der
artig en  Urkunde w ohl nicht eingegangen werden.

W a s  w eiters  die H inw eisung  des H e rrn  A bgeord. 
K rom er a u f  den zweiten Absatz des A n tra g es  a n b e la n g t, 
so w urde durch die H inw eisung  a u f  den 8- 2 8  der L an 
d eso rd n u n g , im p lic ite  auch a u f  den 8- 2 0  derselben h in 
gedeutet. E s  unterlieg t jedoch nicht im  mindesten einem 
A nstande , daß dieser P a ra g ra p h  auch ausdrücklich in den 
A n tra g  eingestellt werde.

Präsident:
W ir  übergehen nunm ehr zur S p e z ia l- D e b a t te .  D e r  

erste T h e il des A n tra g es  des Landesausschusseö lau te t 
d a h in :

„ D a s  hohe H a u s  ermächtige den L andesausschuß , 
seine Z ustim m ung zu dem projektirten V erkaufe des M a u th 
hauses sammt G a r te n s  in  M unkendorf u n te r der B e 
dingung zu erthe ilen , daß der E r lö s  an  den ständischen
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D om esticalfond abgeführt w erde, a u s  welchem er für den 
F a l l ,  a ls  das hohe k. k. A crar ein stärkeres Recht d a rau f 
auszuweisen vermöchte, jedoch ohne Z insen , demselben rück
erstatter w erde".

W ünscht Jem an d  d as  W o r t?  (Nach einer P a u s e .)  
W enn  N iem and das W o rt e rg reift, so bringe ich den P un k t 
1 zur Abstimmung.

Jen e  H erren , welche m it demselben einverstanden sind, 
bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist angenommen.

D e r 2. P u n k t des A ntrages lautet dah in :
„ D e r  Landesausschuß werde im F alle  der Z u 

stimmung der k. k. F in an z-D irek tio n  unter H inw eisung 
a u f die Bestim m ungen der §. §. 20  und 28  der Landes
ordnung fü r K ram  m it der weitern D urchführung gegen 
scincrzeitige Berichterstattung beauftrag t" .

Je n e  H e rre n , welche m it diesem A ntrage einverstan
den sind, belieben sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist 
angenom m en.

D a  der A ntrag  a u s  2  T heilen besteht, so bringe 
ich den ganzen A ntrag  zur Abstimmung.

D iejenigen H e rren , welche m it demselben einver
standen sind, belieben sich zu erheben. (Geschieht.) E r  
ist angenomm en.

W ir  kommen nun zum 5. Gegenstände der T a g e s 
o rdnung , zum A ntrage des Landesausschusses au f H erstel
lung  eines neuen Dachstuhles ans dem R cdouten-G ebäude. 
Ic h  bitte, H e rr  B erichterstatter, d as  W o rt zu ergreifen.

Berichterstatter Dr. Suppan: (lie s t) 
„ H o h e r  L a n d t a g !

Noch im J a h re  18 63  h a t der landschaftliche B a u 
inspizient den Landeöansschuß au f den schlechten und b au 
fälligen  Z ustand des D a c h  s tu h l  e s  im  R e  d o u t e n g  e- 
b ä u d e  aufmerksam gemacht, und dessen sogleich« N eu
herstellung m it H inw eisung  a u f den Umstand a ls  dringlich 
dargestellt, w eil G efah r vorhanden sei, daß ein schnee
reicher W in te r den Einsturz des D achgerüstes herbeifüh
ren  könne.

D e r  Landesausschuß hat sohin einen Lokalaugenschein 
vorgenom m en, und hierzu nicht n u r  den landschaftlichen 
B au insp iz ien ten , sondern auch einen k. k. In g e n ie u r  des 
Bez. B a u a m te s  beigezogen.

D a s  E rgebniß  dieser commissionellen E rhebung besteht
d a r in :

1. daß die H a u p tträ g e r  der Last des D achstuhles, 
d. i. die B u n d träm e  und die M au erb änk e , so wie die 
meisten S p a r r e n  nach der ganzen Länge durch A lter 
gleichmäßig vermorscht, oder doch sehr angegriffen , und 
die B e la ttu n g  durchgehends a ls  sehr schlecht befunden 
w urd e;

2. daß der D achstuhl in  diesem S ta n d e  ohne G e
fahr des gänzlichen E insturzes nicht länger belassen w er
den könne;

3 . daß eine bloße R e p a ra tu r  m ittelst H erausnahm e 
und S u b s titu iru n g  der vermorschten Bestandtheile der 
D achconstruction deßhalb nicht anem pfohlen werden kön
n e , w eil sich

a. der U m fang derselben in  vorhinein  und vor dem 
A useinanderlegen  des D achstuhles gar nicht ermessen 
lä ß t ;  weil

b. sohin nach einigen J a h re n  aberm als eine R e
p a ra tu r  vorgenom m en werden m ü ß te , da das bei der 
jetzigen H errich tung  zur V erw endung gelangende alte Holz 
nach einigen J a h re n  aberm als durch neues ersetzt werden 
m üß te ; weil ferner

c. die D urchführung einer solchen R ep a ra tu r deß
halb schwieriger sei, w eil fü r diesen F a ll das Gebäude 
längere Z eit ohne Bedachung bleiben m üßte; endlich

d. w eil die Kosten einer derlei D achreparatu r 
nach dem S ta n d e  der D inge n u r  w enig geringer w ären, 
a ls  die Kosten einer entsprechenden gänzlich neuen Dach- 
construirung.

4 . D a ß  somit eilt ganz neuer D achstuhl beizustel
len sei.

D ie  im heurigen F rüh jahre  von dem derm aligen 
B aninspizienten vorgenommene neuerliche Besichtigung 
des gedachten D achstuhls hat denselben zu dem gleichen 
G utachten v e ra n laß t, und die Dringlichkeit dieser H e r
richtung neuerlich constatirt. H iebei ist aber noch die 
weitere W ahrnehm ung  gemacht w orden, daß

5. der P la fo n d  des S a a le ö  im Rcdoutengebäude 
durch ein Hängew erk, welches m it dem Dachstnhle ver
bunden ist, nach oben gehalten w ird , daß aber der O b er
zug , wie die Wechsel schon ganz schadhaft sind, daher, 
und weil bei der Neuherstcllung des D achstuhls dieses 
H ängew erk ohnehin beseitiget werden m u ß , statt des 
D ippelbodens ein neuer S tu rzboden  über dem S a a le  
herzustellen sein wird.

Endlich wird
6. bei diesem Anlasse auch das Dachgcsimse und 

die D achrinne, über deren Beschaffenheit schon der äußere 
Anblick des Redoutengebäudes genügende A ufklärung gibt, 
ordnungsm äßig  wieder herzustellen sein.

D e r K ostenaufwand für alle diese Herstellungen 
w ird  sich nach dem detaillirten und begründeten Kosten
anschläge bezüglich des Dachstnhles m it . . 5 .3 0 0  fl.
bezüglich der Gesimöherstellung au f . . . 2 .6 4 0  „
bezüglich des S tu rzbodens a u f ...................  2 .0 6 0  „
daher zusammen a u f ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 0 .000  fl.
belaufen, und wird vom ständischen, beziehungsweise Lan- 
desfonde, zu tragen fein.

I n  Anbetracht n u n , daß der Landesausschuß sich 
nicht für berechtiget h ä lt ,  derlei größere Bauherstellungen 
ohne E rm ächtigung des hohen Landtages durchzuführen; 
in  A nbetracht, daß die unabw eisliche Nothwendigkeit und 
Dringlichkeit dieser Herstellung durch den wiederholten 
A usspruch mehrerer Sachverständigen nachgewiesen vorliegt, 
endlich in  B etrach t, daß Cie E rha ltu ng  des guten B a u 
standes der landschaftlichen G ebäude eben so wohl in  der 
P flich t a ls  auch im Interesse der Landesvertretung liege, 
stellt der Landesausschuß hiemit den A n tra g :

D e r  hohe Landtag ermächtige und beauftrage den 
Landesausschuß zur H errichtung eines neuen DachstuhleS 
im R edoutengebäude, eines neuen S turzbodens ober dem 
R cdou tensaale , des Dachgesimses und der D achrinne da
selbst, im p rälim in irten  B etrage von 10 .000  fl., über 
welche B auhcrstellung sohin die docunientirte B aurechnung  
dem Landtage zu legen sein w ird".

(Nach der V erlesung.)

Präsident:
W ünscht Jem and  über diesen A n trag  d as  W o r t?  

(Nach einer P au se .) W enn  Niem and d as  W o rt ergreift, 
so bringe ich den A ntrag  sogleich zur Abstimmung.

D ie  H erren  haben den A ntrag  so eben gehört; die
jenigen, die dam it einverstanden sind, wollen sich erheben. 
(Geschieht.) E r  ist angenommen.

E s  kommt nun der A ntrag  au f G enehm igung des 
V erkaufs einer N ationalan lehens-O bligation  von 2 0 0  fl.



von Seile der Gemeinde Feistritz. Ich  bitte den Herrn 
Adg. Deschmann mit dem dießbezüglichcn Vortrage zu be
ginnen.

Berichterstatter Deschmann:
D as Gemeindeamt Fcistritz hat sich mit dem Lan- 

desaiisschusse ins Einvernehmen gesetzt, daß ihr die Ge
nehmigung des Verkaufs der Nationalanlehens-Obligation 
N r. 31619 pr. 200 fl. ertheilt werde. „D e r Gemeindevor
steher weiset h in, ans die traurige Katastrophe, welche 
durch den Einsturz dcö Kirchendaches, des Gesimses und 
eines bedeutenden Theiles der obern Kirchenmauer an der 
Filiale S t. Georgi hierorts am 24. A p ril l. I .  herbei
geführt wurde, wodurch nicht nur ein namhafter Schade 
verursacht, sondern die Verlegenheit der Gemeindeinsassen 
umsomehr gesteigert w ird , als ihnen in dem Augenblicke 
der Noth weder das erforderliche Baumaterialc, noch die 
pekuniären M itte l zur Wiederherstellung des Schadens zu 
Gebote stehen".

D a  bekanntlich diese Gegend von großen Calami- 
täten heimgesucht wurde, so hielt der Landesausschuß da
fü r , daß die Nothlage dieser Gemeinde sehr berücksichti- 
genswerth sei, und er hat bei der Dringlichkeit dieses Ge
genstandes derselben die Bew illigung zur Veräußerung der 
gedachten NaiionalanlehenS-Obligation ertheilt, und legt 
ihn daher zur Rechtfertigung dem hohen Landtage vor.

ES wird daher der Antrag gestellt: der hohe Land
tag wolle zu dieser Bew illigung des geschehenen Verkau
fes nachträglich seine Zustimmung ertheilen.

Präsident:
Wünscht Jemand das W ort?  (Nach einer Pause.) 

Wenn Niemand sich zum Worte meldet, so bringe ich den 
Antrag des Landesausschusses, der dahin la u te t: daß die 
Bewilligung zum Verkaufe einer N ationalan lchcns-O bli
gation pr. 200 fl. fü r die Gemeinde Feistritz nachträglich 
gegeben werde, zur Abstimmung.

Jene H erren , welche damit einverstanden sind, bitte 
ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r ist angenommen.

Präsident:
Es kommt nun der Vortrag des Gesuches der Ge

meinde Krainburg um Bewilligung eines ib%  Zuschla
ges zu den dirccten, und eines 20% Zuschlages zu den 
indirecten Steuern. —  I r r ig  ist in  der Tagesordnung 20 
und 30% eingesetzt.

Berichterstatter Dcschmann:
D ie finanziellen Bedrängnisse der Commune K ra in 

burg sind den Herren Landtagsabgeordneten sicherlich durch 
die Presse bekannt geworden, indem dieselben auch von der
selben in diesem Jahre ventilirt wurden, und eine größere 
Verbreitung gefunden haben. D ie  jetzige Gemeindever
tretung hat von der früheren eine bedeutende Schuldenlast 
übernommen, und eö mußte derselben daran liegen neue 
M itte l und Wege zu finden, um diesem finanziellen Be
drängnisse zu steuern. Es hat zu diesem Zwecke die Ge
meindevertretung ursprünglich beschlossen, eine 2 0 X  Um
lage auf die directen S teuern,, und eine 3 0 ^  Umlage 
auf die indirecten Steuern einzuführen. D a  nach dem 
provisorischen Gemcindcgesetze vom Jahre 1849, und zwar 
nach §. 79 , hiezu auch die Erklärung der wahlberechtigten 
Bürger der Gemeinde nothwendig ist, so wurde eine W ah l
versammlung zu diesem Zwecke ausgeschrieben, und eö ha
ben sich von allen erschienenen W ählern 59 unbedingt fü r

den Antrag der Gcmeindeansschusses ausgesprochen, wäh
rend hingegen 7 bloß bezüglich des 20% Zuschlages auf 
die directen Steuern sich ausgesprochen haben. D a  jedoch 
zu diesem Zwecke die Erwirkung eines Landesgesetzes noth
wendig gewesen wäre, die finanzielle Abhilfe jedoch sobald 
als möglich getroffen werden mußte, so hat die Commune 
Krainburg in einer spätern Eingabe ihre B itte  dahin mo- 
difizirt, daß ih r eine ib%  Umlage auf die directen Steuern, 
und eine 20% Umlage auf die indirecten Steuern bewil
lig t werden möge, u. z. vom Zeitraume vom 1. Ju n i 
1865 bis letzten December 1866.

Zugleich hat dieselbe ursprünglich auch den Antrag 
auf Genehmigung einer Hundesteuer gestellt. D a  zur 
Erwirkung der letztern Steuer ein LandcSgcsetz nothwendig 
wäre, so hat der Landesausschuß natürlich diesen letztern 
Antrag auf die Landtagsverhandlungen aufgeschoben, wäh
rend bezüglich dcS ersten Antrages ein Landesgesetz nicht 
nothwendig ist, da nach den Bestimmungen des § .79  der 
gedachten Gemcindeordnnng bei Umlagen, welche 1 0 ^  
bei directen und ib% bei indirecten Steuern übersteigen, 
die Bew illigung der Kreisvertretung erforderlich ist, dem
nach, da in K ra in  keine Kreisvertretungen vorhanden sind, 
die Bew illigung des Landtages einzuholen wäre. Eö 
wird demnach der Antrag gestellt:

„D e r hohe Landtag wolle die von dem LandcSans- 
schusse ertheilte Bew illigung der gebetenen Zuschläge vom 
laufenden Jahre 1865, nämlich deö io% Zuschlages auf 
die directen Steuern, d. i. auf die G rund-, H auszins-, 
Erwerb- und Einkommensteuer, dann des 20% Zuschlages 
auf die indirecten Steuern, nämlich auf die Artikel Wein, 
B ranntw e in , B ie r und Fleisch, nachträglich genehmigen".

Bezüglich der Hundesteuer jedoch glaubt der Lan
desausschuß, daß bei dem Umstande, als das wahrschein
liche Erträgniß derselben nur 30 fl. betragen würde, auf 
den Antrag eines Landesgesetzes zu diesem Zwecke nicht 
eingehen zu sollen.

Präsident:

Wünscht Jemand das W ort?  (Nach einer Pause.) 
Wenn Niemand das W ort ergreift . . . (w ird  unterbro
chen vom)

Regieruttgscommifsär Landesrath Roth:
Ich  würde bitten, daß der Antrag des Landesaus- 

schusses nochmals vorgelesen würde.

Präsident:
Ich  bitte den Herrn Berichterstatter den Antrag noch 

einmal vorzulesen.

Berichterstatter Deschmann:
D er Antrag lautet: (Liest denselben)

Regiernngscommiffär Landesrath R oth:
(Zum  Stattha lter Freihcrrn von Bach gewendet) 

W ollen Euer Excellenz erlauben, daß ich in Kurzem eine 
Aufklärung gebe.

Bei Bewilligungen von Steuerzuschlägen, welche 
bei directen Steuern 15 % und nicht darüber gehen, und 
bei indirecten Steuern, welche 10 % nicht übersteigen, 
ist die Landesregierung in  Vertretung der Kreisbehörden 
competent. Dieß ist durch besondere Resolutionen des S taa ts 
ministeriums wiederholt ausgesprochen worden.

Berichterstatter Deschmann:
Ich habe dagegen das zu bemerken, daß diese Ge-
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nehmigung des Landesausschusses der k. f. F inanz-D irek
tion in Laibach mitgetheilt worden ist; eben um auch von 
dieser Seite die betreffende Behörde davon in Kenntniß zu 
setzen, daß früher schon auch mit der Landesregierung Ver
handlungen gepflogen wurden, wobei von derselben die 
Geneigtheit ausgesprochen wurde, auf die Beantragung 
eines Landesgesetzes einzugehen, daß jedoch von einem 
Landesgesetze Umgang genommen wurde, indem, wie ge
sagt, der Steuersatz nicht jene Höhe erreicht hat, welche 
zur Erlassung eines eigenen Landesgcsctzes nothwendig ge
wesen wäre.

Präsident:
Wünscht noch Jemand das W ort?

Abg. Kromer:
Ich bitte um das W ort.

Präsident:
D er H err Abg. Kromer hat das W ort.

Abg. Kromer:
Ich  glaube, es besteht kein Zw eife l, daß, wenn ein

mal unser neues Gemcindegesctz eingeführt werden wird, 
zur Bew illigung der Steuerumlagen, fü r die Gemeinden 
jedenfalls nur der Landtag als competente Instanz eintre
ten würde, so lange jedoch die neue Gemeindeordnung 
in den Gemeinden nicht eingeführt ist, dürfte die Ansicht 
des Herrn Regiernngsvertrcters die richtige fein, daß nämlich 
voläufig nicht der Landtag oder der Landesausschuß, 
sondern nur die Regierung zur Bew illigung von derlei 
Umlagen berufen und berechtiget sei. — Jedoch dürften 
die wenigsten von den M itgliedern des Landtages vor
läufig in der Lage sein, m it Beruhigung in die Be
schlußfassung über die vorliegenden Anträge eingehen zu 
können. Ich  beantrage daher, daß dieser Gegenstand in 
der nächsten Sitzung neuerlich zur Sprache gebracht werde.

Abg. D r . Suppan:
Is t das ein Antrag auf Schluß der Sitzung?

Präsident:
Ich  stelle vor Allem die Unterstützungsfrage. W ird 

der Antrag des Herrn Abg. Kromer unterstützt? (Ge
schieht.) E r w ird unterstützt. Wünscht noch Jemand 
darüber zu sprechen? (Nach einer Pause.) Wenn nicht, 
so bringe ich den Vertagungsantrag des Herrn Landes
gerichtsrathes Kromer zur Abstimmung. Jene H erren , 
welche damit einverstanden sind, daß dieser Gegenstand 
vertagt und in einer der nächsten Sitzungen an die Tages
ordnung gebracht werde, bitte ich, sich zu erheben. (D ie  
M a jo ritä t erhebt sich.)

Berichterstatter Deschmann:
D ie  Gemeinde Kronau int gleichnamigen Bezirke 

hat m it Vertrag vom 27. A p ril 1865 dem Anton H r i
bar die derselben angehörigen 427 p u Flächenmaß enthaltende 
Parzelle N r. 392, auf welcher schon seit urdenklicher Zeit 
eine Harpse des Genannten steht, um 30 fl. verkauft, und 
bittet nunmehr um Genehmigung dieses Verkaufactes. 
Diese Parzelle hat derselben bisher kein Erttägniß abgewor
fen, sie kommt daher zu einer Einnahme, daher sich der 
sämmtliche Gemeindeausschuß fü r den Verkauf dieser 
Parzelle einstimmig ausgesprochen hat. Nach §. 74 der 
Gemeindeordnung vom 17. M ärz 1849 kann die B e w illi

gung zu einer solchen Veräußerung ausnahmsweise unter 
gehöriger Begründung vom Landtage ertheilt werden.

I n  Erwägung n u n , daß dieses geringfügige Grund
terrain der Gemeinde bisher keinen Nutzen abgeworfen, 
und daß Anton H ribar und seine Vorfahren dieses Ter
rain schon seit urdenklichcn Zeiten ruhig und redlich be
sitzen und benützen, somit sich daraus mindestens Serv i
tutsrechte erworben haben, und in schließlicher Berücksich
tigung , daß der Gemeinde durch diesen Verkauf, wenn 
eben kein großer, immerhin ein Vortheil erwächst und 
zukommt, stellt der Landesausschuß den A ntrag : der hohe 
Landtag wolle dem von der Gemeinde Kronau, bezüglich 
der Weidcparzelle N r. 392, m it Anion H ribar abgeschlos
senen Kails- und Vcrkaufverlrage vom 27. A pril 1865 
die Genehmigung ertheilen.

Präsident:
Wünscht Jemand das W o r t ?  (Nach einer Pause.) 

Wenn sich Niemand zum Worte meldet, so bringe ich den 
so eben vernommenen Antrag des Ausschusses zur Ab
stimmung, und ersuche jene Herren, welche damit einver
standen sind, daß nämlich der Verkauf einer Waldparzelle 
der Gemeinde Kronau gestattet werde, sich zu erheben. 
(D ie  M a jo ritä t erhebt sich.)

Berichterstatter Deschmann: (Liest)
Der Gemeindeausschuß von Prevoje hat in seiner 

Sitzung vom 6. Februar 1864 für den Bau eines neuen 
SchulhanseS in S t. V e it auf Kosten der Gemeinde, und 
die Bedeckung der dicßfälligen Kosten durch Umlagen auf 
die directen Steuern sich einstimmig ausgesprochen. Der 
Bau wurde ausgeführt, und dessen Kosten bertragen 
2896 fl. oft. Währung.

Zur Berichtigung derselben bat die Gemeindevor
stehung unterm 6. M ärz 1864 um die Bewilligung einer 
1 0 0 #  Umlage auf die directen Steuern. Dieses Einschrei
ten mußte vom Landeöausschusse der Gemeindevorstehung, 
weil es nach §. 79 der Gemeindeordnung vom 17. M ärz 
1849 nicht m it der Zustimmung der wahlberechtigten M it 
glieder der Gemeinde instruirt w a r, zur dießfälligcn E r
gänzung zurückgestellt werden.

D as k. k. Bezirksamt Egg berief sämmtliche W ahl
berechtigten zur bezüglichen Verhandlung mit dem Beisatze, 
daß die Nichtcrscheinenden als in den Majoritätsbeschluß 
stimmend angesehen werden, ein.

Außer betn wahlberechtigten Gemeindeausschnsse ist 
zu dieser Verhandlung kein Anderer erschienen.

Ersterer hat sich aber wiederholt für die gedachte 
Umlage ausgesprochen. D as Bezirksamt schritt somit 
neuerlich um die Bewilligung dieser Umlage ein, und be
merkte , daß ein Theil der obbesagten Baukosten bereits 
eingezahlt worden sei.

Es könnte sich nun fragen, ob der bisherige V o r
gang zur angesuchten Bewilligung genüge?

D er Landesausschuß ist des Dafürhaltens, daß die 
nicht Wahlberechtigten insgesammt auch einer zweiten A u f
forderung nicht Folge leisten würden. E in  Gesetz, sie hier
zu zwangsweise zu verhalten, gibt es nicht, und so bleibt 
es mehr als wahrscheinlich, daß ein neuerlicher Versuch 
gleich erfolglos bleiben dürfte.

D a  die Wahlberechtigten m it dem Beisatze ihrer E in 
stimmung in den Commissionsbeschluß fü r den F a ll ihres 
Ausbleibens zur gedachten Verhandlung einberufen wur
den; so erachtet der Landesauöschuß, daß ihr Ausbleiben 
von derselben gleichgiltig, daß sonach die 1 0 0 #  Umlage



eine beschlossene, von denselben nicht mehr anfechtbare 
Thatsache sei, und die Bewilligung derselben um so we
niger einem Anstande unterliegen könne, als der fragliche 
Schulhausbau eine von der Regierung anbefohlene Ange
legenheit w ar, die Gemeindevertretung aber zu deren 
Ausführung eben so, wie zur Beischaffung des dießfälligen 
Baufondes verpflichtet, zugleich aber auch in ihrer S te l
lung berechtiget gewesen ist, auf außerordentliche M itte l 
zu greifen, wenn sie den an sie gestellten Anforderungen 
nicht im gewöhnlichen Wege nachzukommen sich in  der 
Lage sah.

D er Landesausschuß stellt sofort folgenden A n tra g :
„D e r hohe Landtag wolle der Gemeinde Prevoje 

zur Bedeckung ihrer Schulbaukosten pr. 2896 fl. eine 100% 
Umlage auf die directen Steuern bewilligen, den Laudes- 
ausschuß aber zur Erwirkung des dießfälligen Landes- 
gcsetzes ermächtigen".

Präsident:
Wünscht Jemand über diesen Gegenstand das W ort?

Statthalter Freiherr v. Bach:
Ich wollte m ir an den Herrn Referenten nur die 

Anfrage erlauben, ob bei diesem Acte die Uebersicht über 
den Steuergulden und allfällige Rückstände der Gemeinde 
vorliegen, und ob namentlich das Gutachten der Finanz
direktion eingeholt worden ist, weil diese Behelfe nothwen
dig sind, um die Allerhöchste Sanction zu erwirken?

Berichterstatter Deschmaim:
Es ist wohl hier ein Ausweis nach dem Steuer- 

gulden der einzelnen Besitzer dieser Steuergemeinde, jedoch 
sind die Stcuerrückstände darin nicht ausgewiesen, obwohl 
dieses Actenstück von dem k. k. Steueramte in Egg ausge
stellt worden ist.

W as den 2. Punkt anbelangt, nämlich das Einver
nehmen der F inanz-Landes-D irektion, so glaubte der 
Landesanschuß, daß dieses nachträglich eingeholt werden 
könnte, nachdem schon der Landtagsbeschluß vorliegen würde, 
und daß es dem Landesausschusse obliegen werde, darnach 
das Gutachten der F inanz-Landes-D irektion einzuholen 
und den Act an das hohe Landes-Präsidium zur E rw ir
kung des Landesgesetzes zu leiten, (von Wurzbach und 
Guttman melden sich zum W orte.)

Landeshauptmann-Stellvertreter v. Wnrzbach:
Ich  habe diesen Gegenstand erst jetzt in der Sitzung 

vernommen; ich bitte daher zu entschuldigen, wenn ich 
irgend etwas unrichtig aufgefaßt haben sollte. Es ist hier 
vor Allem bemerkt worden, daß eine Contumacirung S ta tt 
gehabt habe, und daß auf Grund dieser Contumacirung 
der Beschluß des Gemeinderathes als rcchtSgiltig angesehen 
wurde. D ie  Wahlberechtigten haben in solchen Fällen 
nach Vorschrift der Gemeindeordnung vorgeladen zu 
werden; die alte bestehende Gemeindcordnung verfügt je
doch nichts, was dann zu geschehen habe, wenn sie nicht 
erscheinen. Eine Contumacirung, sobald sie durch das 
Gesetz selbst nicht ausgesprochen is t , kann gegen Nieman
den verhängt werden: ich glaube, daß, wenn ich vorge
laden werde, ich meine Ablehnung oder wenn man w ill, 
meine Renitenz am deutlichsten dadurch bekunde, wenn ich 
nicht erscheine. Es haben die berechtigte» Wahlmänner 
durch ih r Ausbleiben ihre Erklärung stillschweigend abge
geben, daß sie von dieser enormen Stcucrerhöhung nichts 
wissen wollen, und demnach ist der Beschluß dcö Gemeiude- 
rathcS auf 100 % Erhöhung der Steuer ungesetzlich.

Weiters hat der Landesausschuß den Antrag ge
stellt, daß das hohe Haus diese Stcucrerhöhung ohne alle 
Beschränkung bewilligen wolle. Ich  glaube, daß bei einer 
Stcucrerhöhung ans den Zeitpunkt, wann dieselbe beginnt, 
und wie lange sie zu dauern habe, jedenfalls Rücksicht genom
men werden müsse. Würden w ir  den Beschluß so fassen, 
wie er uns vorgelegt wurde, so würde dadurch die Gemein
de berechtiget sein, diese 100 %  S teuer-Erhöhung fortan 
zu erheben.

Ich glaube daher, daß w ir abgesehen von andern 
Uebelständen, welche ich bei Anlaß dieses speziellen Falles 
gar nicht zur Sprache bringen w il l ,  auf den Antrag des 
verehrten LandesanSschusseS nicht eingehen, sondern den
selben ablehnen sollten. W ir  wissen, daß die Klagen im 
Lande über die Höhe der directen Steuern, ja  über die 
Unerschwinglichkeit derselben allgemein sind; w ir  wissen, 
daß im vorigen Jahre ein bedeutender Rückstand bei den 
directen Steuern sich ergeben hat, und daß dieser Rückstand 
sich heuer auf eine ganz außerordentliche Höhe gestei
gert habe.

Unter solchen Umständen, glaube ich, ist cs die erste 
P flicht der Vertretung des Landes dafür zu sorgen, daß 
dem Volke die Möglichkeit geboten werde, jenen Verpflich
tungen nachzukommen, welche in erster Linie dem Lande 
obliegen, und ich glaube, daß die Zahlung der directen in  
den Staatsschatz fließenden Steuern die erste Verpflichtung 
des Landes ist.

Es haben Se. Ercellenz der H err S ta ttha lter die 
Frage gestellt, wie sich diese Steuern in dem 100 %  Z u 
schlage m it Rücksicht auf die einzelnen Kontribuenten be
ziffern würden. D er H err Berichterstatter w ar nicht in  
der Lage. . . (w ird unterbrochen vom)

Statthalter Freiherr von Bach:
Ich  habe nur die Auskunft über die gesummte Steuer

schuld der Gemeinde und allfällige Rückstände derselben 
gewünscht, weil daö eben Behelfe sind, die immer ver
langt werden.

Landeshauptmann-Stellvertreter v. Wurzbach:
Ich  w ill demnach bezüglich der Frage S r . Ercellenz 

nichts gesagt haben.—  Nachdem nun der Beschluß des 
Gemeinde-Ausschusses nach meiner Anschauung kraft der 
bestehenden Gemeindeordnung ordnungswidrig gefaßt w ur
de, nachdem im Antrage des Landesausschusses ein T e r
minus a quo und usque ad quem nicht angeführt erscheint;' 
nachdem in jetziger Zeit eine so exorbitante Erhöhung von 
100%  der directen Steuern um so weniger angezeigt sein 
kann, weil auch die Steucrgemeinde Prevoje einen bedeu
tenden Rückstand an den directen Steuern haben w ird , so 
glaube ich, berechtiget zu sein, den Antrag des Landesaus
schusses abzulehnen.

Abg. Guttman:
Ich bitte um das W ort.

Präsident:
H err Guttman hat das W ort.

Abg. Guttman:
Ich bin in dem Falle, aus den Acten einige A u f

klärungen zu geben.
Es ist hier ein Verzeichniß vom Bezirksamte Egg 

ob Podpeä zusammengestellt, welches die Steuerschuldig- 
keit der einzelnen Betroffenen und die in dieser Beziehung 
tu Anspruch zu nehmende Steilertragfähigkeit enthält. E in  
Rückstand ist nicht ersichtlich.



Ans den vorgelegten Acten geht hervor, daß das 
Bezirksamt Egg ob Podpeö diese Angelegenheit in seine 
Hand nahm und daß es nicht allein die betreffenden Ver
pflichteten zu dieser Verhandlung, bezüglich der im An
trage gestandenen Tangente, eingeladen, sondern auch je
nen E influß dabei genommen habe, welcher zur Förde
rung des Gegenstandes nothwendig war.

Ueber wiederholte Einladung ist kein Erfolg erzielt 
worden.

D as Bezirksamt hat in dieser Richtung hervorge
hoben, daß der Schulbau von der Regierung anbefohlen 
worden ist, und in diesem Aufträge ausgeführt werden 
mußte, und hat zugleich außer Zweifel gesetzt, daß es ei
nen anderen Weg nicht gebe, ans welchem der noch aus- 
hastende Rückstand gedeckt werden konnte.

Gleichzeitig w ird in  den Acten constatirt, daß schon 
der größte Theil des gesammtcn Kostenbetrages aufge
bracht worden ist, und daß es sonach nur noch einen 
M indertheil von diesen Kosten zu bedecken gäbe.

Ans dem Grunde nun, weil die Mehrheit dieser 
Contribution eingekommen ist, hat das Bezirksamt selbst 
in  keinen Zweifel gezogen, daß die M inderheit sich darein 
fügen werde, und hat, —  wie gesagt, —  diesen Gegen
stand von seinem Standpunkte unterstützt.

Dieses Gesuch ist dem Landesausschusse wiederholt 
vorgelegen, und er hat nicht ermangelt, auf jene Beden
ken zurück zu greisen, welche der H err Vorredner v. Wurz
bach früher zur Sprache gebracht ha t; allein auch auf 
dieses wiederholte Ansinnen ist kein Resultat erzielt worden.

Es ist daher mehr als gewiß, daß, wenn auch 
noch eine dritte Versammlung in  dieser Beziehung versucht 
werden würde, dieselbe ebenso resultatlos, wie die erstem 
bleiben würde, weil schon die überwiegende M a jo ritä t 
der Schuldigkeit nachgekommen ist.

Aus diesem Grunde hat der Landesausschuß diesen 
Gegenstand in die Hand genommen und hat denselben sub 
spe ra t i (Heiterkeit), zum Vortrage dahin aufzunehmen er
achtet, daß dem hohen Hause in dieser Beziehung die Sache 
vor Allem auseinandergesetzt, dann aber beantragt werde, 
daß die 1 0 0 ,#  Umlage votirt, und dafür ein Landcsgesetz 
erwirkt werden möge. Ich  finde den Landesausschuß-An
trag in  dieser Beziehung zu unterstützen, nachdem ich aus 
den Voracten nachgewiesen habe, daß erstens alle bishe
rigen Versuche, diesen Gegenstand nach dem Gesetze in's 
Reine zu bringen, erfolglos geblieben sind, und nachdem 
mehr als gewiß ist, daß auch eine dritte Versammlung 
von gleichem Erfolge begleitet sein würde; andererseits 
aus dem Grunde, weil eö nur noch eine geringe Zahl 
dieser Rückständler gibt, und wegen dieser letztem der Ge
genstand in  der Hauptsache, nachdem es sich um einen 
dringenden Gegenstand handelt, doch nicht länger hinaus 
gehalten werden kann.

Abg. M u lley :
Ich  bitte um das W ort.
Vorwiegend handelt es sich hier um eine Gemein

deangelegenheit. —  I n  Gemeindeangelegenheiten hat die 
Commune auf Grund des Gemeinde-Gesetzes vom 17. 
M ärz 1849 ihre Thätigkeit und Wirksamkeit zu entfal
ten. — Ich  weiß nicht genau, aber m ir scheint, es ist 
der §. 76, der uns über die Gemeindebeschlüsse volle 
Aufklärung und Aufschlüsse gibt. Dieser Paragraph sagt 
ausdrücklich, daß, sobald in Gemeinde-Angelegenheiten 
eilt Beschluß zu fassen sei, alle Wahlberechtigten vorzu
laden, und daß sobald zwei D ritte l derselben vorhanden
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sind, und von diesen die absolute S tim m en-M a jo ritä t, 
über welch' immer fü r einen Gemeindegegenstand abgege
ben ist, dieß zu einem rechtsgiltigen Gemeindcbeschlusse 
zu erheben sei.

Sobald nun diese Bedingungen, die ja  nach den 
Berichterstattungen allerdings verhandelt zu sein schienen, 
eingetreten waren, so würde ich glauben, daß gegen die 
Richtigkeit des Beschlusses nichts mehr eingewendet wer
den könne.

Z u r Erequirung bedarf es allerdings erst der wei
teren politischen Genehmigung; in dieser Richtung gibt 
der weitere Paragraph, der die Perzenten-Umlagen de- 
terminirt, Aufschluß und, wenn ich nicht irre, sind darin 
1 0 #  der directen und 1 5 #  der indirekten Steuern nor- 
m irt. Dieß schließt aber größere Umlagen durchgehends 
nicht aus, nur muß dann hierzu die höhere Genehmigung 
eingeholt werden, welche Bewilligung auch hier eben im 
Zuge ist.

Darum  kann ich dem Antrage deö Abgeordneten 
von Wurzbach nicht beipflichten, denn, wenn demselben 
S ta tt gegeben würde, so würden die Gemeinde-Beschlüsse 
int Voraus zu nichte gemacht werden; es sind aber die 
Bedingungen nicht in die freie W ahl der Gemeinde ge
legt, sondern an die höhere Bewilligung geknüpft, und um 
diese handelt es sich eben hier.

Ich  würde daher glauben, daß auch der Landes
ausschuß nicht in seinem Rechte sei, aus eigenem Macht- 
auSflusse diese Genehmigung zu ertheilen, sondern eö muß 
hierzu so lange die Genehmigung der Regierung eingeholt 
werden, so lange er nicht durch ein eigenes Landcsgesetz 
dazu ermächtiget w ird.

Deßwegen würde ich glauben, daß jener Gemeinde
beschluß in voller Rechtskraft und nach dem Gemeinde- 
Gesetze vom 17. M ärz 1849 rechtsgiltig gefaßt sei.

Abg. Svetec:
Ich  bitte um das W ort.
D er H err Abgeordnete Gutlman hat uns eben 

eröffnet, daß ein großer Theil der Zuschläge bereits ein
gebracht worden ist. Ich  weiß eö überdieß aus Erfah
rung, daß die Wahlberechtigten sich nicht als contumacirt 
betrachten, daß sie im Gegentheile sich recht gut bewußt 
sind, daß dieseZuschläge beschlossen und auferlegt worden, 
und daß sie auch vollkommen bereitwillig sind, dieselben 
zu entrichten.

Ich  habe dießfalls m it mehreren Wahlberechtigten 
zu sprechen Gelegenheit gehabt, und ich habe überall ge
funden, daß sie mit dem Vorgänge des Gemeindeamtes 
ganz einverstanden sind.

Üeberdieß ist das Schulgebäude bereits vollendet, es 
w ird auch bereits benützt; würde man nun dieses fü r 
die Deckung der Baukosten nothwendige Einkommen nicht 
eröffnen, so käme die Gemeinde dadurch in  arge Verle
genheit; ich würde daher aus diesem Grunde dem Antrage 
des Ausschusses vollständig beistimmen.

Abg. v. Wurzbach:
D a rf ich, wenn keiner der Herrn das W o rt ergreift, 

um das W ort bitten?
Ich  glaube, es ist uns gesagt worden, daß die 

hohe Landesregierung die Gemeinde beauftragt habe, die 
Schule zu bauen. Ich nehme das an. Jedoch ist bei der 
ganzen Sache hier nach meiner Anschauung der Vorgang 
ein anomaler, Denn der Befehl eine Schule zu bauen, 
setzt voraus, daß früher, ehevor der Bau in  A ng riff ge-
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nommen w ir» , fü r die nöthigen Fonde gesorgt werden 
müsse. H ie r jedoch war es umgekehrt, es wurde die 
Schule gebaut, ohne daß früher fü r die Bedeckung des 
Erfordernisses gesorgt worden ist.

W eiter ist gesagt worden: daß der größte Theil der 
Bedeckung fü r den B au bereits eingebracht sei, und es 
fehle nur ein kleiner Betrag, nachdem die betreffende Ge
meinde m it der Einhebung dieser erhöhten S te u e r-B e 
träge vorgegangen ist, ohne auf die Beschlüsse des Land
tages , respective Bestätigung der Regierung zu warten. 
Ich  kann einen solchen Vorgang nur bedauern. Nachdem 
aber nur ein kleiner Theil fehlt, so glaube ich kaum, daß 
es nothwendig ist, daß w ir  jetzt, nachdem w ir  ein fa it 
accompli vor uns haben, zur Erlassung eines Landes- 
GesetzeS schreiten.

Ich  beharre um so mehr auf der Ablehnung des A us
schuß-Antrages, weil er nicht m it jener Bestimmtheit, 
m it welcher ein solches Steuer - Erhöhungs - Gesetz vo- 
t i r t  werden soll, uns vorgelegt worden ist.

Abg. D r. Costa:
S o  wichtig auch die Bedenken sind, welche der H err 

Abgeordnete v. Wurzbach gegen den Antrag des Landes
ausschusses vorgebracht hat, über welche Bedenken nur die 
auf eigener Anschauung beruhende Erklärung des H errn  
Abgeordneten Svetec mich beruhigen könnten, so muß 
ich doch andererseits sagen, daß ich den Antrag des H errn 
Abgeordneten v. Wurzbach nicht fü r begründet halte.

D ie  Ablehnung des Ausschuß-Antrages würde zur 
Folge haben, daß auch ein besser inform irter, besser sty- 
listrter und besser begründeter Antrag in  dieser Session 
nicht mehr eingebracht werden könnte, w eil es sich um 
ein Landesgesetz handelt, und denn doch die Gemeinde 
einer großen Verlegenheit ausgesetzt wäre, wenn sie 
ihren allfälligcn Verpflichtungen nicht nachkommen könnte.

Ich  glaube die Bedenken ließen sich beheben, wenn 
der Gegenstand von Seite des Landesausschusses nach 
allen Richtungen hin, welche hier von verschiedenen Seiten 
geltend gemacht worden sind, mehr in 's  K lare gesetzt 
würde.

Ich  glaube, eS ist nothwendig, daß w ir  zuerst wis
sen, wie groß das Einkommen der Gemeinde ist, es ist 
nothwendig zu wissen, ob der Vorgang ein vollständig 
normaler w a r, es ist nothwendig zu wissen, ob S teuer
rückstände in dieser Gemeinde bestehen und endlich, welche 
Beträge bereits eingezahlt worden sind, nachdem hier 
verlautet, daß mehrere und zwar die größeren Beträge 
bereits gezahlt worden sind. Aus a ll' diesen Gründen 
glaube ich daher beantragen zu sollen, daß der Gegenstand 
an den Landesausschuß zur neuerlichen Berichterstattung 
und Aufklärung der erhobenen Bedenken zurückzuweisen 
sei. M e in  Antrag ist daher lediglich ein Vertagungs
antrag.

Präsident:
Ich  stelle nunmehr die Unterstützungsfrage, ob näm

lich der Vertagungsantrag des H errn  D r. Costa gehörig 
unterstützt w ird. Jene Herren,, welche denselben unter
stützen, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.)

Nachdem dieser Antrag ein vertagender ist, so 
werde ich ihn zur Abstimmung . . . (w ird  unterbrochen 
vom)

Berichterstatter Deschmann:
Ich  bitte noch um daö W ort.

Präsident:
D er H err Berichterstatter hat das W ort.

Berichterstatter Deschmann:
Ich  glaube, daß durch die Annahme des V erta

gungsantrages auch die Zahlung der, der Gemeinde ob
liegenden Kosten fü r den Schulbau wieder ad grajcas 
caieudas hinaus geschoben würde. Ich  erachte es fü r 
eine Verpflichtung des Landtages in gemeinnützigen S a 
chen, zumal in Schulangelegenheiten wirklich den Gemein
den die kräftigste Unterstützung angedeihen zu lassen. Es 
ist leicht möglich, daß vielleicht einzelne Punkte vorhanden 
sind, bezüglich deren einige Nacherhebungen wünschens- 
werth wären, allein aus dem Ganzen erhellet denn doch, 
daß die Gemeinde kein Einkommen besitzt, daß sie ge
zwungen ist, zu außerordentlichen Maßregeln ihre Zuflucht 
zu ergreifen. D as Bezirksamt bemerkt weiters, daß schon 
einzelne Zahlungen bezüglich dieser Auslagen geleistet 
worden sind, und die Aufklärungen, welche uns der H err 
Abgeordnete Sverec gegeben hat, glaube ich, daß diese uns 
vorzugsweise als maßgebend dienen. Sollen w ir  denn 
wirklich wieder den Weg weitschweifiger, bureaukrati- 
scher Erhebungen einleiten, nachdem der H err Abgeord
nete, welcher m it jener Gegend vertraut und mir den 
Wahlberechtigten gesprochen ha t, uns die Versicherung 
ertheilt hat, die meiner Anschauung genügt, um jedes ein
zelne M itg lied  dieses hohen Landtages in  diesem Falle 
fü r den Antrag des Landesausschusses zu bestimmen.

Ich  mache ferner darauf aufmerksam, daß in der 
letzten Landtagsscssion der Gemeinde Weißenfels ebenfalls 
eine 100%  Umlage bewilliget worden ist. Es ist nicht 
zu verkennen, daß eben in dieser Beziehung gewisse Schwie
rigkeiten obwalten, daß in mancher Beziehung Nacherhe
bungen wünschenswerth w ären , allein wollte man bezüg
lich eines jeden einzelnen Punktes jene mathematische Ge
nauigkeit besitzen, welche nach den Anschauungen mancher 
Herren Abgeordneten unumgänglich nothwendig wären, 
so würden w ir wohl der Autonomie der Gemeinde zu 
große Fesseln anlegen. Daher beantrage ich, daß dem 
Antrage des Landesausschusses die Genehmigung des 
hohen Landtages ertheilt werden möge.

W as den Zeitraum anbelangt, bezüglich dessen es sich 
hier handelt, so muß ich bemerken, daß die ursprüngliche 
Einlage m it 23. Jänner 1865 erfolgt ist, es daher die 
Ansicht war, daß diese Umlage schon im Jahre 1865 S ta tt 
fände. D a  natürlich dieses Steuerjahr schon dem Schlüsse 
entgegengeht, und das Landesgcsetz schwerlich vor Neujahr 
erwirkt werden könnte, so würde ich m ir zu beantrage» 
erlauben, daß diese 100%  Umlage aus die directen Steuern 
fü r das Jahr 1866 zu gelten hätte, (v. Wurzbach: bloß 
fü r 1866 ?) B loß fü r das Jah r 1866.

Präsident:
D ie Debatte ist geschlossen. Ich  bringe den ver

tagenden Antrag des Herrn D r . Costa zuerst zur Ab
stimmung, und ersuche jene Herren, welche m it demselben 
einverstanden sind, sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist ge
fallen.

Ich  würde nunmehr über den Antrag des Abg. von 
Wurzbach (D r . T om an : E r ist ein ablehnender A n tra g !) 
abstimmen lassen, da er jedoch ein ablehnender ist, so bringe 
ich vielmehr jenen des Landesausschusses zur Abstimmung, 
der dahin geht, daß der Gemeinde Prevoje eine 1 0 0 #  
Umlage auf die directen Steuern fü r das Ja h r 1866 be
w illiget werde. Wenn die Herren m it demselben einver-



standen sind, so wollen sie sich erheben- (Geschieht.) E r 
ist angenommen.

Berichterstatter Deschmann: (liest)

„D ie  f. k. Landesregierung hat ein dahin geleitetes 
Einschreiten der Gemeinde T ra ta  im Bezirke L a k  um 
Bew illigung eines 2 2 ^  Zuschlages auf die directen 
Steuern zur weitern Verfügung anher abgetreten.

Nach dem Prälim inare vom 7. M a i 1865 betragen 
die Einnahmen dieser Gemeinde . . 72 fl. 14x/2 kr.
während deren Ausgaben m it . . . 519 „  51 '  „
p ro  1865 einen A usfa ll m it . . . 447 fl. 36 y2 kr.
darstellen.

Den größten Theil dieser Auslagen absorbiren Schul-, 
den minderen erschöpfen die Gcmeindcbcdürfnisse.

Dieses Ergebniß hat der Gemeindevörstand nach 
§. 79 der Gemeindeordnung vom 17. M ärz 1849 sämmt
lichen Wahlberechtigten bekannt gegeben, und Letztere ha
ben sich einstimmig fü r die gedachte Umlage ausgesprochen.

Außer obigem Einkommen besitzt die Gemeinde kein 
anderweitiges.

Unter solchen Verhältnissen und nachdem die Be
deckung obigen Ausfa lls  sich als eine unabweisbare Noth
wendigkeit darstellt, stellt der Landcsausschuß m it Bezug 
ans bett §. 79 des Gemeiudegesctzes, —  wornach zur Be
w illigung einer solchen Umlage ein Landesgesetz erforder
lich ist, —  den A n tra g :

„D e r h. Landtag wolle sich fü r die Bewilligung des 
gebetenen 22 %  Zuschlages auf die directen Steuern pro 
1865 aussprechen und den LandesauSschuß zur Erwirkung 
des dießfälligen LandeSgesetzes ermächtigen".

Es liegt diesem Äntrage, das heißt dem bezüglichen 
Einschreiten des Bezirksamtes Lak, auch der Ausweis 
über die Besitz - und Steuerverhältnisse der zur Pfarrschule 
in  T ra ta  eingeschulten Ortschaften aus der O rts  - Gemeinde 
T ra ta  bei, wornach die directen Steuern daselbst 2.010 fl. 
50 kr. betragen, und die Stenerrückstände m it Schluß des 
Jahres 1863 m it 31 fl. 89 kr. 1 dl. beziffert sind. Diese 
Umlage nun betrifft ebenfalls die Erhaltung der Schule 
in  T ra ta . D ie  Schule ist ein Jah r vorher m it bedeuten
den Kosten aufgebaut worden, die Erhaltung eines Schul
lehrers ist nothwendig, die Gemeinde wollte anfänglich 
die Schule auflassen, jedoch durch die Bemühungen der 
politischen Behörde in Lak, hat die Gemeinde sehr wohl 
eingesehen, daß es von ih r unklug gehandelt wäre, ein 
Schulgebäude, welches sie vor Kurzem aufgeführt, wieder 
dem Verfalle zu überlassen, daher sie sich entschlossen hat, 
mit Bewilligung dieser Umlage anzusuchen, und die dieß- 
bezüglichcn Schritte sind alle ebenfalls veranlaßt worden, 
welche der §. 79 der provisorischen Gemeindeordnung vor

schreibt. ES hat nicht bloß der Gemcindeausschuß hierzu 
die Bewilligung gegeben, sondern eS haben auch die dieß- 
bezüglichen Wähler in einer eigenen Versammlung hierzu 
ihre Znstiinmungen ertheilt.

Präsident:
Wünscht Jemand das W ort?  (Nach einer Panse.) 

Wenn Niemand das W ort ergreift, so bringe ich den so
eben vernommenen Antrag zur Abstimmung. Jene H er
ren, welche mit demselben einverstanden sind, wollen sich 
erheben. (Geschieht.) E r ist angenommen.

D ie Tagesordnung ist erschöpft. Ich  schließe die 
Sitzung. Ich habe nur noch die Ehre bekannt zu geben, 
daß die M itglieder des Ausschusses für die Regierungs
vorlage, betreffend die Kategorisirung der Landes- und 
Cottcurrenzstraßen, fü r morgen den 5. December 9 Uhr 
Vorm ittags zur Sitzung im kleinen Confercnzsaale ein
geladen werden.

D ie nächste Sitzung ist übermorgen.
A u f der Tagesordnung würde stehen:
1. Bericht des betreffenden Comites über die Ge- 

mcindeordnuiig, und dann
2. eilt Gesuch der Gemeinde Gurkfeld mit E r

mächtigung zum Verkaufe einer Gestrüpp-Parzelle.

Schriftführer D r. Costa:
Ich bitte, H err Landeshauptmann, zum Schluffe der 

nächsten Sitzung die W ahl zweier neuer Schriftführer an
zusetzen, nachdem damals schon vierzehn Tage vorüber sein 
werden.

Präsident:
Also auch die Schriftführerwahl.

Abg. D r. Suppan:
Und ich erlaube m ir aufmerksam zu machen, auf 

den heute vertagten Gegenstand wegen der Gemeinde Krain- 
burg, daß er auch auf die nächste Tagesordnung gesetzt 
werde.

Präsident:

J a ,  wenn der Ausschuß fertig wird. (Rufe: Und 
Morast.)

Schriftführer D r. Costa:
Also die Angelegenheit der Gemeinde Krainburg und 

das Morastgesctz.
Präsident:

J a !  ich habe dagegen nichts einzuwenden.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 30 M inuten.)

Verlag des krainischen Landes-Ausschusses. Druck o. 3 . 9t. M illitz  in  Laibach.
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